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Einleitung 1 

 

1 Einleitung 

In Zeiten wachsender Politikverdrossenheit und sinkender Wahlbeteiligung junger Men-

schen stellt sich die Frage, wie politische Bildung und Partizipation gezielt gefördert werden 

können. Gerade Jugendliche befinden sich in einer Lebensphase, in der Wertehaltungen, 

politische Einstellungen und gesellschaftliches Engagement nachhaltig geprägt werden.1 

Vor diesem Hintergrund ist Jugendbeteiligung ein zentrales Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit. 

Ihr Auftrag ist es, junge Menschen zur aktiven Mitgestaltung ihrer Lebenswelt zu befähigen 

und ihnen konkrete Beteiligungsmöglichkeiten zu eröffnen. Ein wesentliches Instrument da-

für stellen Jugendparlamente dar. Sie ermöglichen es Jugendlichen, eigene Interessen ein-

zubringen, demokratische Entscheidungsprozesse kennenzulernen und Erfahrungen in po-

litischer Teilhabe zu sammeln. Gleichzeitig sind die Rahmenbedingungen in Deutschland 

sehr unterschiedlich: In manchen Kommunen sind Jugendparlamente fest in die Strukturen 

der Jugendhilfe integriert, beispielsweise durch die Anbindung an das Jugendamt. In ande-

ren Städten übernehmen freie Träger die Begleitung, während es in wiederum anderen 

Kommunen gar keine institutionalisierten Jugendvertretungen gibt. Diese Unterschiede ha-

ben direkte Auswirkungen auf die Qualität, Reichweite und Nachhaltigkeit von Jugendbe-

teiligung. Damit wird deutlich: Politische Bildung und Partizipation sind nicht flächende-

ckend selbstverständlich, sondern häufig von den Prioritäten der jeweiligen Kommune ab-

hängig. Für die Soziale Arbeit eröffnet sich hier ein wichtiges Handlungsfeld, in dem die 

Begleitung, Förderung und Verstetigung von Jugendparlamenten eine zentrale Rolle spielt. 

Zur Demokratiebildung gehört auch die Förderung politischen Engagements.2 Um zu ver-

hindern, dass dieses rückläufig wird, muss die Politisierung schon frühzeitig gestärkt und 

im Jugendalter aktiv gefördert werden. Welche Bedingungen dazu beitragen können, dass 

Jugendliche nicht nur kurzfristig partizipieren, sondern langfristig Interesse an gesellschaft-

licher Teilhabe entwickeln, soll in dieser Arbeit untersucht werden. 

Vor diesem Hintergrund ergibt sich die zentrale Fragestellung: Inwieweit stärkt die aktive 

Mitarbeit in einem Jugendparlament das Selbstbewusstsein, die politische Haltung und das 

langfristige Interesse an gesellschaftlicher Teilhabe? Ziel ist es, am Beispiel des Jugend-

stadtrates Solingen zu analysieren, welche Erfahrungen Jugendliche in einem solchen Be-

teiligungsgremium machen, wie diese ihre persönliche und politische Entwicklung beein-

flussen und welche Faktoren nachhaltiges Engagement begünstigen oder hemmen. 

 

1 Vgl. Hurrelmann/Quenzel. (2016), S. 13. 
2 Vgl. Sturzenhecker, B. (2025), S. 106 
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Die wissenschaftliche Forschung zu Jugendparlamenten ist bislang überschaubar. Wäh-

rend die Relevanz von Partizipation Jugendlicher und deren Bedeutung für politische Bil-

dung im Jugendalter theoretisch breit diskutiert wird, fehlen empirische Studien zur nach-

haltigen Wirkung solcher Beteiligungsangebote auf Selbstbewusstsein, politische Haltung 

und längerfristiges Engagement. Diese Arbeit knüpft daher an Ansätze der politischen So-

zialisation sowie an die Diskussion um Partizipation als pädagogisches Prinzip der Sozialen 

Arbeit an. 

Um die Erfahrungen und Wirkungen der Mitarbeit in einem Jugendparlament sichtbar zu 

machen, wird ein qualitatives Vorgehen gewählt. Grundlage bilden leitfadengestützte Ex-

perteninterviews mit aktuellen und ehemaligen Mitgliedern des Jugendstadtrates Solingen. 

Die Auswertung erfolgt nach der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring, um sowohl indi-

viduelle Erfahrungen als auch übergreifende Muster herauszuarbeiten. Damit lassen sich 

zentrale Einflussfaktoren und Wirkmechanismen identifizieren, die für die politische Sozia-

lisation von Bedeutung sind. 

Der Aufbau der Arbeit gliedert sich wie folgt: Kapitel 2 definiert zentrale Begriffe, geht auf 

die Relevanz von Jugendpartizipation in der Sozialen Arbeit ein und beleuchtet die Rolle 

von Sozialisation und politischer Bildung im Jugendalter. Kapitel 3 widmet sich Jugendpar-

lamenten in Deutschland und stellt deren historische Entwicklung, Ziele, Funktionen, Struk-

turen und Arbeitsweisen dar. Kapitel 4 behandelt den Jugendstadtrat Solingen als Fallbei-

spiel mit Blick auf dessen Entstehung, Struktur, Arbeitsweise und unterstützende Rahmen-

bedingungen. Kapitel 5 bildet den empirischen Teil: Nach einer Darstellung der methodi-

schen Grundlage und der qualitativen Erhebung folgen die Ergebnisse sowie deren Diskus-

sion. Es wird einzeln auf die Motivation zur Mitwirkung, die erlernten Kompetenzen, Her-

ausforderungen und Hürden, die unterstützenden Strukturen, die emotionale Prägung und 

das Engagement über den Jugendstadt hinaus sowie auf die Perspektive des Solinger Ju-

gendstadtrats eingegangen. Kapitel 6 formuliert auf dieser Basis Implikationen für die So-

ziale Arbeit und konkrete Handlungsempfehlungen. Kapitel 7 schließt mit dem Fazit, in dem 

die Forschungsfrage beantwortet und Perspektiven für weitere Forschung aufgezeigt wer-

den. 

 

2 Theoretischer Rahmen  

2.1 Politisches Engagement, Partizipation und Jugendparlamente 

Bevor die theoretischen Grundlagen dieser Arbeit dargestellt werden, ist es notwendig, 

zentrale Begriffe wie politisches Engagement, Partizipation und Jugendparlamente zu 
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definieren. Eine präzise Begriffsbestimmung schafft die Grundlage für ein einheitliches Ver-

ständnis und ermöglicht eine klare Abgrenzung im weiteren Verlauf der Arbeit. 

Politisches Engagement bezeichnet die aktive Auseinandersetzung mit politischen Themen 

und Prozessen sowie die Bereitschaft, sich in das gesellschaftliche Geschehen einzubrin-

gen. Es umfasst dabei sowohl institutionalisierte Formen – wie die Mitarbeit in Parteien oder 

politischen Organisationen – als auch zivilgesellschaftliche Aktivitäten und ehrenamtliches 

Engagement. Im Kontext der Kinder- und Jugendarbeit gewinnt insbesondere das frühe 

politische Engagement an Bedeutung, da es eng mit der Entwicklung eines politischen 

Selbstverständnisses und der Herausbildung demokratischer Werte verknüpft ist.3 

Partizipation beschreibt die Mitwirkung und Mitbestimmung von Menschen an Entschei-

dungsprozessen, die sie betreffen – sei es im sozialen, politischen oder institutionellen 

Raum. Im Kontext der Sozialen Arbeit steht Partizipation für das Ziel, Menschen zur aktiven 

Gestaltung ihrer Lebenswelt zu befähigen. Jugendpartizipation umfasst dabei alle Formen 

der aktiven Beteiligung junger Menschen an gesellschaftlichen, politischen oder organisa-

tionalen Prozessen. Sie kann projektbezogen oder institutionell organisiert sein zum Bei-

spiel in Form von Jugendräten, Jugendforen oder Jugendparlamenten.4 

Jugendparlamente stellen eine spezifische Form strukturierter Partizipation dar. Sie bieten 

jungen Menschen die Möglichkeit, in einem formalisierten Rahmen eigene Anliegen zu ver-

treten, politische Entscheidungsprozesse kennenzulernen und erste praktische Erfahrun-

gen mit demokratischer Teilhabe zu sammeln. Die Studie „Qualitätsmerkmale starker Kin-

der- und Jugendparlamente“ des Deutschen Kinderhilfswerks (Roth, 2018) hebt sieben 

zentrale Bedingungen hervor, die für die Wirksamkeit solcher Formate entscheidend sind – 

darunter Transparenz, Verbindlichkeit, Partizipationsrechte, Unterstützungsstrukturen und 

Sichtbarkeit in der Öffentlichkeit.5 Diese Merkmale bieten einen analytischen Bezugsrah-

men zur Bewertung der Qualität und Wirkung eines Jugendparlaments und bilden eine 

wichtige Grundlage für die spätere empirische Analyse. 

 

2.2 Relevanz von Jugendpartizipation in der Sozialen Arbeit 

Die Förderung politischer Bildung und Partizipation ist ein zentrales Anliegen der offenen 

Kinder- und Jugendarbeit und damit fest im Selbstverständnis der Sozialen Arbeit 

 

3 vgl. Sturzenhecker (2025). S. 107–108; Sturzenhecker (2020), S. 1263–1265 
4 vgl. Thimmel, A./ Klöckner, L. (2025). S. 94-95. 
5 vgl. Deutsches Kinderhilfswerk. (2018). 
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verankert. Insbesondere im Jugendalter – typischerweise zwischen 14 und 23 Jahren – 

durchlaufen junge Menschen bedeutsame Prozesse der Identitätsentwicklung, Selbstposi-

tionierung und Meinungsbildung.6 In dieser Phase gewinnen politische Fragestellungen und 

gesellschaftliche Orientierungen an Relevanz. Niedrigschwellige Beteiligungsangebote wie 

Jugendparlamente ermöglichen es Jugendlichen, demokratische Prozesse zu erfahren, 

ihre Interessen zu artikulieren und politisches Handeln als wirksam zu erleben.7 Für die 

Soziale Arbeit eröffnet sich damit ein bedeutendes Handlungsfeld: Sie schafft durch die 

Unterstützung von Jugendbeteiligungsstrukturen Räume, in denen junge Menschen Selbst-

wirksamkeit, Verantwortung und Teilhabe erleben können. Besonders relevant ist dies 

für benachteiligte Jugendliche, denen im formalen Bildungssystem oder im familiären Um-

feld häufig der Zugang an politischer Bildung und Beteiligung fehlt. Jugendparlamente kön-

nen hier eine kompensatorische Funktion übernehmen, indem sie gezielt Beteiligung er-

möglichen und politische Bildung erfahrbar machen.8 

Zudem zeigen empirische Studien, dass ehrenamtliches Engagement – wie es in Jugend-

parlamenten häufig geleistet wird – positive Effekte auf die Persönlichkeitsentwicklung hat. 

Es stärkt das Selbstbewusstsein, das Verantwortungsgefühl sowie soziale und kommuni-

kative Kompetenzen.9 Damit trägt Jugendpartizipation nicht nur zur politischen, sondern 

auch zur psychosozialen Entwicklung junger Menschen bei – ein zentrales Ziel der Sozialen 

Arbeit. 

 

2.3 Sozialisation und politische Bildung im Jugendalter 

Die politische Sozialisation bezeichnet den Prozess, durch den Individuen politische Ein-

stellungen, Werte und Handlungsweisen erwerben. Dieser Prozess ist insbesondere im Ju-

gendalter dynamisch und offen für neue Impulse. Politische Bildung als Bestandteil dieses 

Sozialisationsprozesses zielt darauf ab, demokratische Kompetenzen zu fördern und junge 

Menschen zur aktiven Mitgestaltung ihrer Gesellschaft zu befähigen. 

Im Kontext der Sozialen Arbeit ist vor allem die non-formale politische Bildung von Bedeu-

tung, wie sie in offenen und freiwilligen Settings wie Jugendzentren oder Beteiligungsfor-

maten stattfindet. Die theoretische Grundlage dieser Arbeit stützt sich auf Konzepte wie 

die sozialpädagogische Demokratiebildung nach Sturzenhecker von 2017, die politische 

 

6 Vgl. Hurrelmann/Quenzel. (2016), S. 19. 
7 Vgl. Thimmel, A./Klöckner, L. (2021). S. 93 ff. 
8 Vgl. ebenda. 
9 Vgl. Deutscher Bundestag (2023). 
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Bildung als aktiven Lernprozess in realen Beteiligungssituationen begreift.10 Dabei steht 

nicht die Vermittlung von Fachwissen im Vordergrund, sondern die Aneignung von demo-

kratischen Handlungskompetenzen durch Mitbestimmung und Gestaltungsmöglichkeiten. 

Ergänzend hierzu betonen Thimmel und Krämer (2024) die Bedeutung kritischer politischer 

Jugendbildung, die auf Freiwilligkeit, thematische Offenheit und flexible Bildungssettings 

setzt.11 Nur durch niederschwellige Angebote mit echtem Beteiligungspotenzial kann politi-

sche Bildung junge Menschen nachhaltig erreichen. Thimmel und Klöckner führen zudem 

2021 das Konzept eines altersbezogenen „Sich-Einfädelns“ in zivilgesellschaftliche Enga-

gementformen ein.12 Dieses Modell beschreibt, wie Jugendliche in unterschiedlichen Le-

bensphasen sukzessive Verantwortung übernehmen und Bindung an politische Strukturen 

entwickeln können. 

Aktuelle empirische Studien, wie die des Dachverbands Schweizer Jugendparlamente von 

202413 sowie die der Deutschen Kinder- und Jugendstiftung 202514, belegen, dass frühe 

Erfahrungen mit politischer Teilhabe, das Erleben von Wirksamkeit sowie unterstützende 

Netzwerke entscheidende Faktoren für ein dauerhaftes politisches Engagement sind. 

Gleichzeitig zeigen sie, dass Vertrauen in demokratische Institutionen sowie positive Erfah-

rungen mit Beteiligung ausschlaggebend dafür sind, ob junge Menschen aktiv bleiben oder 

sich zurückziehen. Diese Erkenntnisse verdeutlichen die Bedeutung strukturell verankerter 

Beteiligungsangebote wie Jugendparlamente für die politische Sozialisation und bilden die 

theoretische Basis für die in dieser Arbeit vorgenommene Analyse. 

 

3 Jugendparlamente in Deutschland  

3.1 Historische Entwicklung 

Die Geschichte der Jugendparlamente in Deutschland reicht zurück bis in die 1960er-Jahre, 

als erste Versuche unternommen wurden, Jugendliche strukturell in kommunale Entschei-

dungsprozesse einzubinden. In dieser Phase – geprägt von Demokratisierungsbestrebun-

gen und dem Erstarken einer kritisch-politischen Jugend – entstanden in mehreren deut-

schen Städten Beteiligungsgremien, die das Ziel verfolgten, Jugendliche in der 

 

10 Sturzenhecker, B. (2017). S. 457 ff. 
11 Vgl. Thimmel, A./ Krämer, K. (2024). S. 362 ff. 
12 Vgl. Thimmel, A./ Klöckner, L. (2021).S. 94. 
13 Vgl. Dachverband Schweizer Jugendparlamente (2024): Engagement junger Menschen in der Schweiz – Ergebnisse einer Längs-
schnittstudie. Bern. 
14 Vgl. Deutsche Kinder- und Jugendstiftung (2025). 
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Nachkriegszeit an demokratische Prozesse heranzuführen und gleichzeitig die entstehende 

Protestbewegung institutionell zu binden.15 

Ein frühes und beispielgebendes Modell war das Wolfsburger Jugendparlament, das 1962 

unter anderem vom Sozialpädagogen Walter E. Lellek initiiert wurde. Dieses Gremium gilt 

als „Pioniermodell bundesrepublikanischen Jugendparlamentarismus“16, da es strukturell 

organisiert war, über ein festes Mandat verfügte und öffentlich tagte – ein für die damalige 

Zeit außergewöhnliches Konzept. Trotz solcher Einzelinitiativen konnte sich das Konzept 

zunächst nicht flächendeckend durchsetzen. Erst in den 1980er Jahren erlebten Jugend-

vertretungen einen erneuten Aufschwung, insbesondere in Baden-Württemberg, wo 1985 

im Ort Weingarten der erste Jugendgemeinderat gegründet wurde.17 Diese zweite Phase 

der Entwicklung war stärker institutionell begleitet und durch Landesförderprogramme un-

terstützt. Eine Gründungswelle folgte, getragen durch kommunale Jugendförderungen, po-

litische Entscheidungsträger*innen und Fachkräfte der Sozialen Arbeit. Ein bedeutender 

Beitrag zur Verstetigung dieser Entwicklung war die Gründung eines landesweiten Dach-

verbandes, der Austauschformate, Qualitätsstandards und Sichtbarkeit für Jugendgemein-

deräte schuf.18 Michael C. Herrmann spricht in diesem Zusammenhang von einer „struktu-

rierenden Verstetigung partizipativer Jugendvertretung“19, die erstmals systematisch evalu-

iert wurde. Auch in anderen Bundesländern entstanden daraufhin ähnliche Formate – je-

doch mit geringerer Dichte als in Baden-Württemberg. 

Eine bundesweite Erhebung zur Jugendbeteiligung von Bruner aus dem Jahr 1999 bestä-

tigt: „Jugendgemeinderäte sind insbesondere in Süddeutschland stark verbreitet, während 

in anderen Regionen häufig projektbezogene Formen der Jugendbeteiligung dominieren.“20 

Bis heute ist die Verbreitung von repräsentativen Kinder- und Jugendvertretungen (z. B. 

Jugendparlamente, Jugendräte) in Deutschland nicht flächendeckend. Laut einer Studie 

des Deutschen Kinderhilfswerks aus dem Jahr 2018 existierten zu diesem Zeitpunkt 520 

Kinder- und Jugendparlamente – was nur ca. 5% aller 11.059 Kommunen in Deutschland 

entspricht.21 Dabei zeigt sich eine deutliche Korrelation zwischen Gemeindegröße und 

Wahrscheinlichkeit einer Jugendvertretung. So verfügen lediglich 0,6% der Gemeinden mit 

unter 5.000 Einwohnern über ein Jugendparlament. In Kleinstädten (5.000–20.000 Einwoh-

ner*innen) liegt der Anteil bei 8,8%, in kleinen Mittelstädten (20.000–50.000 

 

15 Vgl. Buerstedde, Alexander (2019). S. 31. 
16 Ebd., S. 42. 
17 Vgl. Herrmann, M. C. (1996). S. 12. 
18 Vgl. ebd., S. 17. 
19 Ebd., S. 21. 
20 Vgl. Bruner, C. F./Winklhofer, U./Zinser, C. (1999). S. 45. 
21 Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk (2018). S. 11. 
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Einwohner*innen) bei 32,1%, und bei Großstädten mit über 100.000 Einwohner*innen so-

gar bei 68,2%.22 Dieses Ungleichgewicht verdeutlicht, dass Jugendbeteiligung in ländlichen 

Regionen nach wie vor strukturell benachteiligt ist. Die Autoren der Studie machen deutlich, 

dass trotz intensiver Recherche und telefonischer Verifizierung erhebliche Fluktuationen 

bestehen: „Nicht alle gemeldeten Gremien existieren tatsächlich noch, und es ist von einer 

Dunkelziffer nicht gemeldeter Gremien auszugehen.“23 Trotzdem bleibt die angenommene 

Zahl von 520 repräsentativen Kinder- und Jugendvertretungen zum Zeitpunkt der Erhebung 

plausibel.24 Obwohl sich Jugendparlamente als Beteiligungsform in Deutschland etabliert 

haben, ist ihre strukturelle und qualitative Ausgestaltung sehr heterogen. Unterschiede be-

stehen etwa in der Zusammensetzung (z. B. gewählte versus benannte Mitglieder), im Grad 

der Verbindlichkeit politischer Mitwirkung, in der Einbindung in kommunale Strukturen so-

wie in der professionellen Begleitung durch Fachkräfte der Sozialen Arbeit.25 

Die Entwicklung von Jugendparlamenten in Deutschland ist das Ergebnis mehrerer histori-

scher Etappen, wobei besonders die institutionellen Unterstützungsstrukturen in Baden-

Württemberg als Motor für nachhaltige Jugendbeteiligung gewirkt haben. Gleichzeitig zei-

gen aktuelle Erhebungen, dass ein flächendeckender Zugang zu politischen Mitgestal-

tungsmöglichkeiten für Jugendliche weiterhin nicht gegeben ist – ein Umstand, der insbe-

sondere für die Soziale Arbeit als Herausforderung gilt. 

 

3.2 Ziele und Funktionen 

Kinder- und Jugendparlamente (KiJuPa) stellen eine institutionalisierte und dauerhafte 

Form der kommunalen Jugendbeteiligung dar. Sie ermöglichen jungen Menschen, ihre In-

teressen kontinuierlich und strukturiert gegenüber Politik und Verwaltung zu vertreten. Mit 

einem bewusst breiten thematischen Mandat verfolgen sie das Ziel, gesicherte Zugänge 

zur Kommunalpolitik zu schaffen und die Beteiligung von Jugendlichen in allen sie betref-

fenden Politikfeldern zu verankern. „Sie haben den Auftrag und die institutionelle Legitima-

tion, die vielfältigen Interessen von Kindern und Jugendlichen zu bündeln und dabei zwi-

schen den unterschiedlichen und zuweilen divergierenden Interessen zu vermitteln“26. Ju-

gendparlamente zielen nicht auf punktuelle Partizipation ab, sondern auf die langfristige 

Mitgestaltung kommunaler Strukturen. Dabei bieten sie jungen Menschen nicht nur Einblick 

 

22 Ebd., S. 12–13. 
23 Ebd., S. 11. 
24 Vgl. ebd., S. 11. 
25 Vgl. Roth, R./Wenzl, C. (2019). S. 7–9. 
26 Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 11. 
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in demokratische Prozesse, sondern die Möglichkeit, diese aktiv zu erproben und mitzuge-

stalten. Dies umfasst sowohl lokalpolitische Themen wie Infrastruktur oder Bildung als auch 

gesamtgesellschaftliche Fragestellungen wie Klimawandel, Demokratie oder Gleichstellung 

– sofern ein lokaler Bezug gegeben ist. Wichtig ist dabei, dass sich die politische Beteiligung 

junger Menschen nicht auf vorgegebene Themenbereiche beschränkt: „Ihre Interessenver-

tretung darf sich daher nicht auf bestimmte, von Erwachsenen festgelegte Bereiche be-

schränken“27. Ein zentrales Anliegen ist zudem die Repräsentation möglichst vielfältiger Ju-

gendlicher28. Demokratische Legitimität erfordert eine breite Beteiligung, die verschiedene 

soziale Gruppen einschließt – etwa im Hinblick auf Geschlecht, Herkunft, Bildungsstand, 

Beeinträchtigung oder sexuelle Orientierung. „Starke KiJuPa machen eine möglichst breite 

und faire Repräsentation von Kindern und Jugendlichen vor Ort zu ihrer Gestaltungsauf-

gabe“29. Um dies zu ermöglichen, entwickeln viele Parlamente spezifische Wahl- und No-

minierungsverfahren, die eine formale Repräsentativität sicherstellen sollen.  

Auch der Deutsche Bundesjugendring unterstreicht die Notwendigkeit niederschwelliger 

und vielfältiger Beteiligungswege. Ziel müsse es sein, „allen jungen Menschen zu ermögli-

chen, sich entsprechend der eigenen Interessen zu beteiligen und einzubringen – sei es 

über den jeweiligen Jugendverband oder -ring, über ein Jugendparlament oder andere Be-

teiligungsformen“30. Besonders betont wird dabei die Flexibilität der Jugendverbandsarbeit, 

die unterschiedliche Beteiligungsniveaus zulässt: von punktuellem Engagement über Pro-

jektarbeit bis hin zu Gremientätigkeit oder Vorstandsarbeit31.  

Jugendparlamente übernehmen zudem eine beratende Funktion gegenüber kommunalen 

Gremien. Ihr Einfluss hängt jedoch stark davon ab, ob sie als legitime Vertretung der örtli-

chen Jugendkultur wahrgenommen werden. So heißt es: „Aus Sicht von Politik und Verwal-

tung haben KiJuPa eine beratende Funktion mit einem starken Mandat, besonders wenn 

sie die Breite der örtlichen Kinder- und Jugendszene abbilden“32. Dieses Mandat umfasst 

nicht nur fachliche Empfehlungen, sondern auch politische Positionierungen – auch zu kont-

roversen Themen. Gerade dies wird als wichtiger Bestandteil politischer Bildung betrachtet. 

Politische Differenzen und Konflikte sind dabei nicht zu vermeiden, sondern Ausdruck de-

mokratischer Reife: „Kinder- und Jugendparlamente ermöglichen politische Lernprozesse 

gerade auch bei kontroversen Themen“33. Damit Jugendparlamente ihre Funktionen 

 

27 Ebd., S. 12. 
28 Vgl. Strange, W., Roth R. (o.J.) 
29 Ebd., S. 11. 
30 Deutscher Bundesjugendring (o.J.). 
31 Ebd. 
32 Deutsches Kinderhilfswerk (2021), S. 13. 
33 Ebd., S. 15. 
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wirksam erfüllen können, benötigen sie eine belastbare Struktur und professionelle Beglei-

tung. Fachkräfte aus der Jugendhilfe oder offenen Jugendarbeit sind unverzichtbar, um die 

Qualität der Prozesse sicherzustellen und die Jugendlichen in ihrem Engagement zu stär-

ken. Das Deutsche Kinderhilfswerk betont hierzu: „Dieses Beteiligungsformat stellt wesent-

lich höhere Ansprüche an alle Beteiligten und benötigt deutlich mehr dauerhafte professio-

nelle Unterstützung, um erfolgreich zu sein“34. 

Zentrale Ziele von Jugendparlamenten sind die strukturelle und nachhaltige Verankerung 

von Jugendbeteiligung in der Kommune, die Förderung demokratischer Handlungskompe-

tenz, die Stärkung von Selbstwirksamkeit und politischer Bildung sowie die Ermöglichung 

vielfältiger, offener und inklusiver Beteiligung. Jugendparlamente sind damit nicht nur ein 

Instrument politischer Mitsprache, sondern auch ein Lern- und Entwicklungsraum, in dem 

junge Menschen Demokratie aktiv erleben und mitgestalten können. 

 

3.3 Strukturen und Arbeitsweisen 

Die Strukturen und Arbeitsweisen von Jugendparlamenten variieren stark. Die Stu-

die Starke Kinder- und Jugendparlamente weist darauf hin, dass repräsentative Beteili-

gungsformate in der kommunalen Praxis „erheblich variieren“35 und dass diese Vielfalt auch 

in Bundesländern besteht, die eine verpflichtende Kinder- und Jugendbeteiligung in ihren 

Kommunalverfassungen verankert haben. Die Autor*innen erklären die Unterschiede da-

mit, dass keine allgemein geteilten Standards oder rechtlichen Vorgaben existieren; jede 

Kommune entwickelt ihre eigene Struktur.36 Projektorientierte und offene Beteiligungsfor-

men sind vielerorts verbreitet und haben zu hybriden Strukturen geführt, in denen reprä-

sentative Elemente mit projektorientierter Arbeitsweise verbunden werden.37 Auch die 

Schweizer Jupa-Studie betont diese Vielfalt. Jugendparlamente besitzen eigene Strukturen 

und Funktionsweisen, die stark von den finanziellen Ressourcen der Gemeinden und vom 

Engagement ihrer Mitglieder abhängen. Gleichzeitig stehen sie allen jungen Menschen of-

fen und dienen als niederschwellige erste Erfahrung politischer Beteiligung.38 

Ein Kernbestandteil vieler Jugendparlamente sind regelmäßige Plenarsitzungen. Die Un-

tersuchung des Deutschen Kinderhilfswerks zeigt, dass in der Mehrzahl monatliche 

 

34 Ebd., S. 11. 
35 Vgl. ebd. S. 16. 
36 Ebd., S. 23 
37 Ebd. S. 71. 
38 Vgl. Dachverband Schweizer Jugendparlamente (2024). Jupa-Studie Schweiz, Bern, S. 34f. 
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Sitzungen üblich sind und dass sich etwa 39% der Gremien neun bis zwölf Mal im Jahr 

(also monatlich) treffen. Weitere 22% tagen fünf bis acht Mal im Jahr, 19% drei bis vier Mal, 

11% zweiwöchentlich oder häufiger, 4% zweimal im Jahr und 5% nur bei Bedarf.39 Ein Vier-

tel der Kinder- und Jugendparlamente kommt somit lediglich bis zu vier Mal im Jahr zusam-

men und hat weder Arbeitsgruppen noch informelle Treffen.40 Ergänzend zu den Plenarsit-

zungen richten drei von vier Gremien themen- und projektbezogene Arbeitsgruppen ein und 

74% nutzen informelle Treffen.41 

Diese Mischung von formalen Jugendparlamenten und projektorientierten Gruppen findet 

sich auch in der Schweiz. Alle befragten Jugendparlamente besitzen einen Vorstand oder 

ein Präsidium, und die Mehrheit (73%) ist in Arbeitsgruppen oder Kommissionen organi-

siert. Das Präsidium trifft sich häufiger als das Gesamtplenum, und die Mitglieder werden 

alle paar Monate zu ihren Bedürfnissen befragt. Die interne Kommunikation erfolgt somit 

vor allem während der Sitzungen.42 Gleichzeitig wechseln die Vorstände häufig, weshalb 

die Studie empfiehlt, Tätigkeiten klar zu definieren oder zusätzliche engagierte Mitglieder 

zu gewinnen.43 Trotz dieser organisatorischen Herausforderungen unterstreicht die Studie, 

dass Jugendparlamente eigenständige und inklusive Partizipationsformen sind und für alle 

jungen Menschen offenstehen.44 

In vielen deutschen Jugendparlamenten wird die Leitung aus den eigenen Reihen gewählt: 

85% der Gremien wählen ihre Vorsitzenden oder Sprecher*innen selbst.45 Knapp 70% un-

terhalten eine eigene Öffentlichkeitsarbeit und etwa 40% nutzen Online-Tools für die Kom-

munikation.46 Obwohl sich mehr als die Hälfte der Gremien an den Arbeitsweisen der Kom-

munalparlamente orientieren, geben 92% der Befragten an, dass Projektarbeit eine zent-

rale Rolle spielt.47 Nach Ansicht der Autor*innen hat sich somit ein "halb-offenes Parlament 

mit Projektbezug"48 etabliert. 

Die strukturelle Einbindung in die kommunale Politik variiert stark. Eine große Mehrheit der 

deutschen Jugendparlamente verfügt über Rederechte oder Antragsrechte in kommunalen 

Ausschüssen, während Stimmrechte selten sind. Laut Befragung besitzen 67% Rederecht 

in Ausschüssen, 52% Antragsrecht in Ausschüssen, 44% Antragsrecht im Gemeinderat und 

 

39 Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 51. 
40 Ebd., S. 52. 
41 Ebd., S. 53. 
42 Vgl. Dachverband Schweizer Jugendparlamente (2024). S. 19. 
43 Ebd., S. 42. 
44 Ebd., S. 12. 
45 Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 43. 
46 Ebd., S. 45. 
47 Ebd., S. 48. 
48 Ebd., S. 49. 
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43% Rederecht im Gemeinderat. Nur 8% haben Stimmrecht in Ausschüssen und 6% 

Stimmrecht nur in eigenen Angelegenheiten.49 Jugendparlamente sind daher zumeist be-

ratende Gremien. Ihre Wirksamkeit hängt wesentlich von der Bereitschaft der politischen 

Entscheidungsträger*innen ab, die eingebrachten Anliegen aufzugreifen. 

Die baden-württembergische Handreichung Jugendbeteiligung in der Kommune beschreibt 

den Jugendgemeinderat als "auf die Dauer angelegte, durch die Wahl verbindliche Institu-

tion"50 und betont, dass er Jugendlichen einen tiefen Einblick in das politische Geschäft gibt 

und sie mit demokratischen Abläufen vertraut macht. Gleichzeitig warnt sie vor Herausfor-

derungen: Die feste Legislaturperiode und die begrenzte Zahl der Plätze führen zu einer 

hohen Verbindlichkeit und selektiven Beteiligung. Der Arbeitsaufwand kann manche Ju-

gendliche überfordern. Um Konflikten vorzubeugen, empfiehlt der Leitfaden, dem Jugend-

parlament eine ausgebildete pädagogische Fachkraft zur Seite zu stellen und die Jugend-

lichen frühzeitig in die Konzeption der Gremien einzubeziehen.51 

Das Arbeitsklima in deutschen Jugendparlamenten wird von den Betreuungspersonen sehr 

positiv eingeschätzt. Sie beschreiben es als freundschaftlich (98%), kooperativ (97%) und 

gleichberechtigt (95%).52 Eine Mehrheit attestiert den Gremien eine Fokussierung, auf das 

jeweilige Thema (85%) sowie Verbindlichkeit und Verlässlichkeit (78%), während nur 8% 

die Atmosphäre als konflikthaft erleben. Diese wertschätzende Atmosphäre spiegelt wider, 

dass Seminare, Teambildungsmaßnahmen und eine unterstützende Umgebung die Moti-

vation der Jugendlichen fördern. Entscheidungsprozesse verlaufen überwiegend selbstbe-

stimmt: 94% der Befragten geben an, dass die Wahl der Themen und Arbeitsschwerpunkte 

bei den Kindern und Jugendlichen liegt, während nur 15% Vorgaben des Gemeinderats als 

prägend wahrnehmen.53 Anregungen kommen häufiger aus dem kommunalen Umfeld oder 

aus der Zivilgesellschaft. Dadurch bearbeiten Jugendparlamente nicht nur jugendspezifi-

sche Themen wie Freizeitangebote, sondern widmen sich auch allgemeinen kommunalpo-

litischen Themen wie Verkehrsplanung, Stadtteilsanierung, Demokratie und Menschen-

rechten. Rund 37% der Gremien führen Kooperationsprojekte mit zivilgesellschaftlichen 

Akteuren durch und ein Drittel fördert externe Projekte. Die Dominanz projektorientierter 

Praxis hat Jugendparlamente zu Foren für unterschiedliche Beteiligungsformen mit gere-

geltem Zugang zu kommunalen Entscheidungsträger*innen gemacht.54 

 

49 Ebd., S. 57f. 
50 Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg (2019). S. 14. 
51 Ebd., S. 17. 
52 Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 65. 
53 Ebd., S. 67f. 
54 Ebd., S. 70. 
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Neben der thematischen Arbeit fungieren Jugendparlamente als Lernorte und Netzwerke. 

Die Jupa-Studie beschreibt sie als eigenständige und inklusive Partizipationsform, die sich 

besonders als Einstieg in das politische Engagement eignet.55 Der baden-württembergische 

Leitfaden bezeichnet den Jugendgemeinderat als "Lernort der Demokratie"; die Teilnahme 

vermittelt Kompetenzen wie das Verfassen von Anträgen, das Aushandeln von Kompro-

missen und den Umgang mit Verwaltung und Politik.56 Durch den Austausch mit kommu-

nalen Entscheidungsträger*innen und zivilgesellschaftlichen Partnern können Jugendliche 

Netzwerke aufbauen. Seminare, Teambuilding-Maßnahmen und eine unterstützende At-

mosphäre stärken die Motivation und fördern die langfristige politische Beteiligung. 

Der Soziologe Nils Zimmer unterscheidet in seiner Studie zu Bildungsakteur*innen zwi-

schen verschiedenen Haltungstypen. Er hält es für wichtig, Kindern und Jugendlichen Ent-

scheidungsfreiheit einzuräumen und sie als Partner*innen auf Augenhöhe anzuerkennen. 

Eine solche Person ist bereit, (Entscheidungs-)Macht abzugeben und plädiert dafür, Kinder 

und Jugendliche in alle Prozesse gleichberechtigt einzubeziehen. Zimmer schildert ein In-

terview, in dem ein Akteur berichtet, er habe in mehreren Städten "aktive Jugendparlamente 

gesehen, aus denen heraus unheimlich viel organisiert wurde, aus denen viel angestoßen 

wurde, die auch es geschafft haben, das Bild von der Stadt tatsächlich zu verändern"57. Die 

Jugendlichen hätten Veranstaltungen organisiert und Werkstätten aufgebaut, Expert*innen 

eingeladen und all dies selbst auf die Beine gestellt. Der Akteur betont sein Vertrauen in 

die Fähigkeiten der Jugendlichen und dass es Zeit braucht, bis sich selbstorganisierte 

Strukturen etablieren.58 Diese idealistische Perspektive zeigt, wie wichtig Freiräume, unter-

stützende Strukturen und eine ernsthafte Einbindung in die kommunale Politik für erfolgrei-

che Jugendparlamente sind. 

Abschließend lässt sich zusammenfassen, dass Jugendparlamente in Deutschland und der 

Schweiz kein starres Format darstellen, sondern äußerst vielfältig ausgeprägt sind. Sie ver-

binden repräsentative Strukturen mit projektbezogenen Arbeitsweisen, wählen ihre Leitung 

selbst, setzen auf regelmäßige Sitzungen und themenspezifische Arbeitsgruppen und ver-

fügen überwiegend über Rede- und Antragsrechte, während Stimmrechte die Ausnahme 

bleiben. Das Arbeitsklima ist freundschaftlich, kooperativ und gleichberechtigt, und die Ju-

gendlichen bestimmen ihre Themen weitgehend selbst. Die Begleitung durch pädagogische 

Fachkräfte und die frühzeitige Einbindung der Jugendlichen in die Konzeption des 

 

55 Vgl. Dachverband Schweizer Jugendparlamente (2024). S. 12. 
56 Vgl. Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg (2019). S. 14. 
57 Zimmer, Nils (2022). S. 12. 
58 Vgl. ebd. S. 15. 
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Gremiums werden als wichtige Voraussetzungen für eine erfolgreiche Arbeit angesehen. 

Seminare, Teambuilding-Maßnahmen und eine unterstützende Atmosphäre tragen dazu 

bei, die Motivation zu stärken, und die strukturelle Einbindung in kommunale Entschei-

dungsprozesse fördert das Gefühl politischer Wirksamkeit. 

 

4 Der Solinger Jugendstadtrat 

4.1 Entstehung und Struktur  

Bereits Mitte der 1970er Jahre wurde erstmals die Einrichtung einer Beteiligungsmöglich-

keit für Jugendliche gefordert, deren Umsetzung jedoch ausblieb. Die erste Idee zur Grün-

dung des Solinger Jugendstadtrats entstand 1993 im Rahmen einer Jugendkonferenz, bei 

der Jugendliche ein Beteiligungsmodell forderten, das über symbolische Mitwirkung hinaus-

geht. Das Jugendforum wurde als Reaktion auf den rassistischen Solinger Brandanschlag 

vom 29.05.1993 von der Jugendförderung initiiert, damit die Jugendlichen sich mit dem 

Brandanschlag und dessen Folgen auseinandersetzen konnten. Besonders bemerkens-

wert ist, dass sich einige Jugendliche mit Nachdruck für ein zentrales Gremium stark mach-

ten und „ihre Vorstellung durchsetzten“ – nämlich einen Jugendstadtrat für ganz Solingen 

anstelle von Bezirksvertretungen. Sie erreichten außerdem, dass „alle Solinger Jugendli-

chen wählen“ dürfen sollten, „auch die ohne deutschen Pass“59. 

Nach intensiven Vorarbeiten und politischen Abstimmungen wurde der Jugendstadtrat 

1997 offiziell eingerichtet. Die Stadt wollte Jugendlichen damit „ein Übungsfeld bieten“ und 

zugleich ihre Vorstellungen „besser in kommunale Entscheidungen einfließen lassen“60. 

Das Gremium bestand bei der Gründung aus 21 gewählten Vertreter*innen im Alter von 14 

bis 18 Jahren, die ehrenamtlich tätig waren.61 Mit der Satzungsänderung vom 27. Dezem-

ber 2016 wurde diese Struktur überarbeitet: Seitdem besteht der Jugendstadtrat aus 25 ge-

wählten Mitgliedern und 5 Nachrücker*innen im Alter von 14 bis 20 Jahren, zum Zeitpunkt 

der Wahl. Die Wahlperiode wurde zusätzlich von zwei auf drei Jahre verlängert.62 

Die Struktur des Jugendstadtrates ist zweigeteilt: Zum einen gibt es regelmäßige Plenarsit-

zungen, zum anderen Projektgruppen, die inhaltlich und thematisch arbeiten. Diese Grup-

pen entscheiden eigenständig über ihre Schwerpunkte und setzen Projekte um. In der 

 

59 Stadt Solingen (Hrsg.) (2007). S. 6–8. 
60 Ebd., S.3 
61 Jugendstadtrat Solingen. Über uns. 
62 Vgl. Klingenstadt Solingen. (2017). Satzung des Jugendstadtrates der Stadt Solingen vom 27.12.2016. 
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Broschüre zum zehnjährigen Bestehen wird betont, dass Projektgruppen auch dann ent-

stehen können, wenn „während der Amtsperiode ein aktuelles Thema in den Vordergrund“63 

tritt. Die formalen Rahmenbedingungen für die Wahl und Organisation des Gremiums sind 

in der Satzung und der Wahlordnung geregelt. So wurde dort 2016 festgelegt, dass die 

“Wahl zum Jugendstadtrat […] alle drei Jahre“64 stattfindet.  

Laut einer Evaluation 2007 zum zehnjährigen Jubiläum bewerteten 20 ehemalige Mitglieder 

der ersten fünf Jugendstadträte besonders positiv, dass sie durch den Jugendstadtrat Kom-

petenzen wie Verantwortungsbewusstsein, Teamfähigkeit, Kompromissfähigkeit und 

Selbstbewusstsein stärken konnten.65 Außerdem wird deutlich, dass sie mit „ihrem eigenen 

Engagement als auch mit den Handlungsmöglichkeiten, die die Stadt geboten hat, recht 

zufrieden“66 waren. Der Jugendstadtrat Solingen wird als eigenständiges, überparteiliches 

Gremium von Jugendlichen gesehen, das die Interessen von Kindern und Jugendlichen 

gegenüber Politik und Verwaltung vertritt. 

 

4.2 Arbeitsweise und Themenbereiche 

Die Arbeit des Jugendstadtrats ist praxisorientiert, projektbezogen und öffentlichkeitswirk-

sam. In den monatlich stattfindenden Sitzungen berichten die Projektgruppen über ihre Ar-

beit und besprechen aktuelle Themen. Die Sitzungsleitung übernimmt jeweils die gewählte 

Vorsitzende bzw. der Vorsitzende. Häufig nehmen Kommunalpolitiker*innen oder Verwal-

tungsvertreter*innen als Gäste teil, um sich den Fragen der Jugendlichen zu stellen.67 

Die Projektgruppen sind das Rückgrat der inhaltlichen Arbeit. Die Themen reichen von 

Stadtgestaltung und ÖPNV bis hin zu Schule, Nachhaltigkeit oder kulturellen Veranstaltun-

gen. Besonders bemerkenswert ist, dass sich in den Gruppen auch „Jugendliche engagie-

ren, die nicht gewählt wurden“68. 

Ein Beispiel für moderne, kreative Jugendbeteiligung ist der Podcast Antrag abgelehnt!, in 

dem Mitglieder des Jugendstadtrats aktuelle Themen diskutieren und jugendpolitisch ein-

ordnen“69. Darüber hinaus nutzt das Gremium klassische Beteiligungsformen wie Anträge 

und Anfragen an Ausschüsse der Stadt. So verfasste der Jugendstadtrat am 16. Juni 2025 

 

63 Stadt Solingen (Hrsg.) (2007). S. 5. 
64 Klingenstadt Solingen. (2017). Satzung des Jugendstadtrates der Stadt Solingen vom 27.12.2016, S.2 
65 Vgl. Stadt Solingen (Hrsg.) (2007). S. 26 
66 Ebd., S. 22 
67 Ebd., S. 4 
68 Ebd., S.4-5 
69 Jugendstadtrat Solingen. Sitzungen und Projektgruppen – Was sind die Themen? 
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einen Beschluss zur Verbesserung der Toilettensituation am Schulgebäude Wahnenkamp. 

Darin forderte er „die Verwaltung [auf], schnellstmöglich zu prüfen, inwiefern Toilettende-

ckel und Toilettensitze angebracht werden können“70. Die Verwaltung antwortete am fol-

genden Tag, dass eine Sanierung im städtischen Investitionsplan vorgesehen sei, aller-

dings die betroffene Schule erst Anfang 2026 saniert wird.71 

Auch ohne konkrete Aufforderungen an die Verwaltung kann der Jugendstadtrat Einfluss 

nehmen – etwa durch Forderungspapiere. In einem Beschluss zum Forderungspapier vom 

Februar 2025 zur Stadtgestaltung wird mehr Gestaltungsfläche für Jugendliche im öffentli-

chen Raum gefordert, z. B. durch kreative Gestaltungsprojekte wie Graffiti-Flächen.72 Zwar 

erfolgte noch keine umfassende Umsetzung, doch reagierte die Verwaltung mit dem Pro-

jekt „Gestalte deine Stadt“, in dessen Rahmen ein Tunnel an der Goerdelerstraße zur lega-

len Sprayfläche umfunktioniert wurde.73 

Die vergangenen Jahrzehnte zeigen eindrucksvoll, dass sich aus der Arbeit des Jugend-

stadtrates konkrete Projekte entwickeln konnten. Bereits im April 2000 wurde in Zusam-

menarbeit mit der Bezirksvertretung und der Jugendförderung ein Skate-Parcours neben 

der Sporthalle des Ohligser Turnvereins (OTV) eröffnet – ein frühes Beispiel erfolgreicher 

Projektumsetzung.74 2004 folgte die Skatehalle Rollhaus und 2009 die Taschengeldbörse. 

Mit der Taschengeldbörse können Jugendliche kleinere Aufträge im Haushalt, Garten oder 

ähnlichem bei älteren Mitbürger*innen übernehmen und so auch ihr Taschengeld aufbes-

sern. Aus einer Projektgruppe, in der die Jugendlichen „über Themen sprechen, die sie 

belasten“75, entstand 2013 die Idee zur Hilfe-App Between the Lines. Der Jugendstadtrat 

Solingen war der Initiator der Entwicklung einer App, mit der Jugendliche in schwierigen 

Lebenssituationen unkompliziert Hilfe finden können.76 Die App wurde 2017 gegründet. 

 

4.3 Unterstützende Institutionen und Rahmenbedingungen  

Die Arbeit des Jugendstadtrats wird maßgeblich von der Geschäftsstelle unterstützt, die bei 

der Abteilung Jugendförderung, die zum Stadtdienst Jugend der Stadt Solingen gehört, an-

gesiedelt ist. Sie übernimmt zentrale Aufgaben in der pädagogischen Begleitung, bei der 

 

70 Klingenstadt Solingen. (2025) Beschluss aus der 16. Sitzung des Jugendstadtrates am Montag, 16.06.2025 
71 Vgl. Klingenstadt Solingen. (2025) Mitteilungsvorlage: Zustand Toilettenanlagen Gebäude Wahnenkamp 
72 Vgl. Klingenstadt Solingen. (2025) Beschluss aus der 11. Sitzung des Jugendstadtrates am Montag, 10.02.2025 
73 Vgl. Klingenstadt Solingen. (2025) Sitzungspaket zur 17. Sitzung des Jugendstadtrates am 07.07.2025 
74 Vgl. Stadt Solingen (Hrsg.) (2007).  
75 Eisenreich, C. (2024). 
76 Vgl. Porsche Newsroom. (2024). 
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organisatorischen Koordination und der kommunikativen Vermittlung zwischen dem Ju-

gendstadtrat, der Verwaltung und der Kommunalpolitik. Bereits in der Anfangszeit spielte 

sie eine wichtige Rolle: Die Geschäftsstelle warb „kräftig in Schulen und Jugendeinrichtun-

gen und organisiert[e] Veranstaltungen, um die Idee des Jugendstadtrates bekannt zu ma-

chen und über Lehrer und Betreuer Kontakt zu den Jugendlichen herzustellen“77. Auch 

heute begleitet die Geschäftsstelle die Projektgruppen des Jugendstadtrates im Alltag, ver-

mittelt Kontakte zu Ämtern und politischen Vertreter*innen und sorgt für einen reibungslo-

sen Ablauf der Gremienarbeit. Darüber hinaus organisiert sie regelmäßige Begleitsemi-

nare, die den Jugendlichen politische Bildung, Rhetorik, Gruppenführung und Projektma-

nagement vermitteln.78 Die Geschäftsstelle trägt damit wesentlich dazu bei, dass der Ju-

gendstadtrat als dauerhaftes Beteiligungsgremium strukturell gefestigt und in der kommu-

nalen Verwaltung verankert ist. 

Ein bedeutender Fortschritt für die Beteiligungsrechte des Jugendstadtrates wurde am 9. 

Juni 2022 durch einen Ratsbeschluss erzielt. Seitdem verfügt der Jugendstadtrat über 

ein Rede- und Beratungsrecht in den Fachausschüssen des Stadtrates. Laut Artikel 13 der 

Hauptsatzung der Klingenstadt Solingen kann der Jugendstadtrat nun „ein beratendes und 

ein stellvertretendes beratendes Mitglied für die Fachausschüsse, die Bezirksvertretungen 

und den Zuwanderer- und Integrationsrat benennen“79. Diese beratenden Mitglieder haben 

das Recht, sich aktiv an Diskussionen zu beteiligen sowie eigene Anträge und Anfragen zu 

stellen, wodurch dem Jugendstadtrat mehr Möglichkeiten der Beteiligung eingeräumt wur-

den. Der Zugang zum Ratsinformationssystem sowie die strukturelle Unterstützung durch 

die Abteilung Jugendförderung ermöglichen eine transparente und fachlich begleitete Gre-

mienarbeit.  

Ehemalige Mitglieder berichten in der Broschüre von 2007, dass sie durch die Arbeit im 

Gremium wertvolle Erfahrungen gesammelt haben: So habe man gelernt, sich „nicht mit 

einem einfachen ,es ist kein Geld da‘ abspeisen lassen“ zu müssen, sondern „richtige Er-

klärungen der Politiker“80 einzufordern. 

 

77 Vgl. Stadt Solingen (Hrsg.) (2007). S. 7 
78 Vgl. Klingenstadt Solingen. (2017) Satzung des Jugendstadtrates der Stadt Solingen vom 27.12.16. S. 5 
79 Klingenstadt Solingen. (2022). Hauptsatzung der Klingenstadt Solingen vom 29.06.2022. S. 12 
80 Stadt Solingen (Hrsg.) (2007). S. 13. 
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5 Empirischer Teil: Erfahrungen ehemaliger und aktiver Mitglieder 

5.1 Qualitative Erhebung: Experteninterviews 

Zur Beantwortung der Forschungsfrage wurde ein qualitatives Forschungsdesign gewählt, 

das sich besonders zur Erhebung subjektiver Wahrnehmungen, individueller Erfahrungen 

und innerer Motive eignet81. Die Datenerhebung erfolgte in Form problemzentrierter Exper-

teninterviews, die auf Basis eines halbstandardisierten Leitfadens vorbereitet und durchge-

führt wurden. Die offene Struktur der Leitfadeninterviews erlaubte es, zentrale Themen ver-

gleichbar zu erheben, gleichzeitig aber auf individuelle Erfahrungen und Schwerpunktset-

zungen der Befragten flexibel einzugehen82. 

Interviewt wurden vier Personen, die dem Solinger Jugendstadtrat in verschiedenen Amts-

zeiten angehörten. S1 ist seit 2020 Mitglied im 12. und 13. Jugendstadtrat,  S2 war von 

2020–2023 Mitglied im 12. Jugendstadtrat, S3 gehörte dem zehnten und elften Jugend-

stadtrat von 2015–2020 an und S4 wurde von 2013-2017 in den neunten und zehnten Ju-

gendstadtrat gewählt. Zwei der Befragten sind männlich und zwei weiblich. Zur Vereinfa-

chung und Wahrung der Anonymität wird im Folgenden ausschließlich die weibliche Form 

verwendet. Die Auswahl der Gesprächspartner*innen folgte dem Prinzip der theoretischen 

Vielfalt. Ziel war es, unterschiedliche Perspektiven auf die Beteiligungsarbeit, deren Wir-

kung und mögliche Anschlussengagements sichtbar zu machen. Darüber hinaus wurde be-

rücksichtigt, dass die Befragten unter verschiedenen Rahmenbedingungen Mitglied des Ju-

gendstadtrates waren, wodurch sich Unterschiede in den Erfahrungen und Ergebnissen 

ergeben können. Gleichzeitig liegen die Amtszeiten nicht allzu weit zurück, sodass die 

Schilderungen der Interviewten noch stark mit ihrer damaligen Wahrnehmung und den tat-

sächlichen Geschehnissen verbunden sein dürften. 

Ziel der Interviews war es, persönliche Erfahrungen, wahrgenommene Wirkungen der Gre-

mienarbeit und Einflussfaktoren auf das weitere politische Engagement zu identifizieren. 

Die Gespräche wurden aufgezeichnet, transkribiert und im Anschluss gemäß der qualitati-

ven Inhaltsanalyse nach Mayring ausgewertet (vgl. Kapitel 5.2). Dabei wurden zentrale Mo-

tive, Gelingensbedingungen und fördernde Strukturen im Kontext politischer Jugendbeteili-

gung herausgearbeitet. 

 

 

81 Lamnek, S. & Krell, C. (2016). S. 113 
82 Helfferich, C. (2011). S. 178-181. 
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5.2 Methodische Grundlage: Qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring 

Für die Auswertung der Interviews wurde die qualitative Inhaltsanalyse nach Philipp May-

ring angewandt. Dieses Verfahren ermöglicht eine systematische, regelgeleitete Analyse 

von qualitativem Textmaterial mit dem Ziel, inhaltliche Kategorien induktiv oder deduk-

tiv aus dem Material zu entwickeln83. Die Methode eignet sich besonders für explorative 

Untersuchungen, in denen individuelle Deutungen sozialer Wirklichkeit im Vordergrund ste-

hen. 

Im vorliegenden Fall wurde ein kategoriengeleitetes Vorgehen gewählt: Auf Grundlage der 

Forschungsfrage wurden zentrale Analyseaspekte (z. B. Motivation zur Mitwirkung, erlernte 

Kompetenzen, weiteres Engagement) als Oberkategorien definiert, die im Analyseprozess 

durch Subkategorien ergänzt wurden84. Die Auswertung erfolgte in mehreren Schritten: Pa-

raphrasierung, Generalisierung, Reduktion und Interpretation. Im Vergleich zu anderen 

qualitativen Auswertungsverfahren, etwa der Grounded Theory (Strauss/Corbin), liegt der 

Fokus der qualitativen Inhaltsanalyse stärker auf einer strukturierenden Verdichtung des 

Materials, ohne dabei auf theoriebildende Verfahren zurückzugreifen85. Während die 

Grounded Theory darauf abzielt, neue theoretische Konzepte aus dem Material zu entwi-

ckeln, dient die qualitative Inhaltsanalyse primär dazu, bestehende Fragestellungen empi-

risch zu beantworten und systematisch zu strukturieren86. Die qualitative Inhaltsanalyse 

nach Mayring bietet damit eine methodisch kontrollierte, zugleich flexible Möglichkeit, um 

die Interviewdaten im Rahmen dieser Arbeit auszuwerten. Zuerst werden die Ergebnisse 

der Interviews in den Subkategorien dargestellt und im Anschluss diskutiert.  

 

5.3 Darstellung der Ergebnisse 

5.3.1 Motivation zur Mitwirkung  

S1 berichtete, dass die Schultour ein entscheidender Auslöser zur Aufstellung als Jugend-

stadtratsmitglied war. Bei der Schultour kommt zu jeder Wahl die Geschäftsstelle des Ju-

gendstadtrates in die Schulen und erklärt den wahlberechtigten Schüler*innen in der Aula 

oder anderen geeigneten Räumlichkeiten ihre Möglichkeit zur Aufstellung in den Jugend-

stadtrat. Meist sind dabei aktuelle Mitglieder des Jugendstadtrates vor Ort, die von ihren 

 

83 Mayring, P. (2015). S. 66. 
84 Kuckartz, U. (2018). S. 43–44. 
85 Strauss, A. & Corbin, J. (1996). S. 13. 
86 Mayring, P. (2015). S. 78–80. 
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eigenen Erfahrungen berichten. S1 fand die Arbeit und das Gremium sehr ansprechend, 

auch wenn sie zuvor den Jugendstadtrat nicht kannte,87 und dachte sich, „in Solingen gibt 

es Dinge, die mich ein bisschen stören […] warum dann nicht selber […] in der Verwaltung 

und Politik arbeiten, sitzen und das so ein bisschen beeinflussen“88. Auch das soziale Um-

feld spielte eine Rolle, wenngleich die Familie anfangs skeptisch war89. S1 war „damals der 

festen Überzeugung, dass es auf jeden Fall Dinge geben wird, die wir anpacken und ändern 

können“90.  

S2 schilderte, dass sie durch einen Minijob im Rahmen der Wahlkampagne und Schultour 

erstmals intensiven Kontakt zum Jugendstadtrat hatte91. S2 moderierte 2020 die Schultour 

und berichtete den Schüler*innen täglich über das Engagement und die Möglichkeiten im 

Jugendstadtrat. S1 äußerte: „dann hat man sich irgendwann selbst überredet bzw. muss 

sich auch an die Nase fassen und fragen, warum man sich denn nicht selbst bewirbt“92. Die 

Bewerbung baute somit darauf auf, dass S2 sich als Kandidatin „selbst verkauft“93 hat.  

Bei S3 war die Motivation zur Mitwirkung eine Kombination aus einem Schülerprakti-

kum und Ansprachen durch Lehrkräfte. S3 hatte damals „ein Schülerpraktikum gemacht bei 

einer Werbeagentur […], die damals die Kampagne zur Wahl des Jugendstadtrates ge-

macht hat“94. Nach diesem ersten Kontakt zum Jugendstadtrat wurde S3 nach der Schul-

tour vom Klassenlehrer mit „das könnte doch was für dich sein“95 ermutigt. Ebenso wurden 

ermutigende Rückmeldungen aus dem Freundeskreis und der Familie als Bestärkung ge-

nannt96. Zusätzlich weckte die Organisation in Projektgruppen das Interesse sowie die Be-

spielung vielfältiger Themen97.  

S4 hob hervor, dass ihre politische Sozialisation und die ehrenamtliche Einbindung im 

Sportverein eine Rolle spielten. S4 komme „aus einem politischen Haushalt“98 und hat dies 

„als Chance gesehen, auch was für mein Umfeld weiterzumachen, auch außerhalb vom 

Sportverein“99. S4 erinnerte sich, dass bei der Schultour des Jugendstadtrates „eine ältere 

 

87 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S1, Z. 10 ff. 
88 Ebd., S1, Z. 12-15  
89 Vgl. ebd., S1, Z.20-22 
90 Ebd., S.1, Z. 25–27 
91 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 1, Z. 9 ff. 
92 Ebd., S.1, Z.14-16 
93 Ebd., S. 1, Z. 17 
94 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 1, Z. 17-19 
95 Ebd., S.2, Z. 6 
96 Vgl. ebd., S.2, Z. 12-31 
97 Vgl. ebd., S.2, Z.1-3 
98 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 1, Z. 15 
99 Ebd., S. 1, Z. 16-17. 
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Schwester von einer [Freundin aus ihrer] Stufe mit dabei“100 war. Bei S4 führten somit ex-

terne Impulse, die familiäre Prägung und das eigene Engagement zur Kandidatur. 

5.3.2 Erlernte Kompetenzen  

S1 beschrieb, dass die Rolle als Vorsitzende ihr Verantwortungsbewusstsein gefördert 

habe101. Außerdem erlernte S1 Mut und fing an, sich und das, was sie sagte, mehr zu re-

flektieren102. Im Austausch mit Parteien und Fraktionen wurde die politische Kommunikation 

erlernt und stetig verbessert103. Darüber hinaus profitierte S1 von Seminaren zu Rhetorik 

und Moderationstrainings104. 

S2 betonte, dass sie gelernt hat, dass man viel Durchhaltevermögen benötigt, um ein Pro-

jekt von vorne bis zum Ende zu begleiten105. Außerdem habe sie gelernt, Diskussionen zu 

moderieren.  Als Vorsitzende übernahm sie oft „das Amt des Moderierens“106. Durch die 

Erfahrung im Umgang mit Altersunterschieden erlernte S2 besonders Projektmanagement 

und soziale Kompetenzen, denn als Vorsitzende bringt man „alle an einen Tisch“107.  

S3 sah im Jugendstadtrat die „beste Möglichkeit, seine Stadt kennenzulernen“108 und sie 

betonte, dass durch die Zeit im Jugendstadtrat ein enger Kontakt mit Verwaltung und Politik 

entstand und dadurch „sowohl auf persönlicher Ebene als auch auf politischer Ebene […] 

Netzwerke“109 aufgebaut wurden. S3 entwickelte politisches Wissen, indem er lernte „Ver-

waltung zu verstehen und kennenzulernen“110, auch „mit den vielfältigen Problemlagen“111. 

Die enge Zusammenarbeit mit älteren Jugendlichen sah S3 als großen Profit an, den sie 

durch die Schule oder den Fußballverein nicht erfahren hat112.  

Als Mitglied im 9. Jugendstadtrat hat S4 „viel über die Stadt gelernt […] über verschiedene 

Strukturen, über Vereinsstrukturen bis hin zu sehr vielen engagierten Menschen“113. Ihr ei-

gener Wahlkampf mit 14 Jahren, um in den Jugendstadtrat gewählt zu werden, hat ihr 

 

100 Ebd., S.1, Z. 12-13. 
101 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S.2, Z. 27 ff. 
102 Vgl. ebd., S. 13, Z. 34 ff. 
103 Vgl. ebd., S. 2, Z. 20 ff;, S. 4, Z. 31 ff.; S. 5, Z. 22-23. 
104 Vgl. ebd., S. 14 Z. 4-5. 
105 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S.1, Z.35 ff. 
106 Ebd., S,3, Z. 4. 
107 Ebd., S. 3, Z. 17. 
108 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 3, Z. 21. 
109 Ebd., S. 3, Z.31-32. 
110 Ebd., S. 3, Z.23. 
111 Ebd., S. 3, Z.22-23. 
112 Vgl. ebd., S.3, Z. 9 ff. 
113 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S.1, Z. 19-21. 
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Selbstbewusstsein sehr gestärkt114. S4 fand den Altersunterschied bereichernd. Die Älteren 

halfen und brachten andere Interessen und Vorstellungen von Projekten ein als die jünge-

ren Mitglieder115. Diesen Wandel nahm sie auch selbst in den zwei Amtsperioden wahr. S4 

hob hervor, dass man als Vorsitzende „von Anfang bis Ende beteiligt war“116 und „der Aus-

tausch dann intensiver mit Verwaltung und Politik“117 gewesen sei.  

5.3.3 Wahrgenommene Wirkung  

Für S1 zeigte sich die erlebte Wirkung besonders prägend bei der erfolgreichen Einführung 

von Periodenartikelspendern an allen weiterführenden Schulen in Solingen.118 Dieses Pro-

jekt entstand durch den Wunsch einer Schülerin, die sich eine niederschwellige Erreichbar-

keit von Periodenartikeln in der Schule gewünscht hatte.119 Durch die Reaktion einiger Frak-

tionen auf den Wunsch des Jugendstadtrates wurde im städtischen Haushalt Geld einge-

plant um alle weiterführenden Schulen mit Periodenartikelspender und Periodenartikeln 

auszustatten.120 Dieses Projekt steht exemplarisch für die Möglichkeit des Jugendstadtrats, 

eigene Anliegen in die Praxis zu übertragen und damit spürbare Veränderungen für Ju-

gendliche in Solingen zu bewirken, die bis heute Resonanz zeigen121. Darüber hinaus 

machte S1 deutlich, dass sich der Einsatz in der politischen Arbeit lohnte, wenn es gelang, 

Anträge erfolgreich in den Rat einzubringen.122 Hier zeigt sich, dass die Erfahrungen mit 

formalen politischen Entscheidungsprozessen nicht nur lehrreich waren, sondern auch zu 

spürbaren Erfolgen führten.123 Die Projektarbeit fühlte sich für sie immer dann wirksam an, 

wenn Jugendliche Angebote wie „das Picnic-Open-Air-Festival, das Young Spirit“124 Ju-

gendkulturfestival oder Partys an Halloween oder zum Ferienstart wahrnahmen125 oder Ak-

tionen der politischen Bildung angenommen wurden. Ein Beispiel hierfür ist der „Sol-O-Mat 

zur Kommunalwahl [dieser] hat über 10.000 Aufrufe“126.  Zusätzlich hob S1 hervor, dass 

die Führungsrolle als Vorsitzende mit einer stärkeren Sichtbarkeit verbunden war127.  

 

114 Vgl. ebd., S. 4, Z. 19-26. 
115 Vgl. ebd., S. 4, Z. 11-19. 
116 Ebd., S.1, Z. 35-36. 
117 Ebd., S. 2, Z. 1-2. 
118 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 2, Z.11 ff.  
119 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 2, Z. 14 ff. 
120 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 2, Z. 20-22. 
121 Vgl. ebd., S. 6, Z.1-7. 
122 Vgl. ebd., S. 3, Z. 19 ff. 
123 Vgl. ebd., S. 4, Z.19-22. 
124 Ebd. S. 6, Z. 8. 
125 Vgl. ebd., S.6, Z. 16-20. 
126 Ebd., S. 6, Z. 24. 
127 Vgl. ebd., S. 2, Z. 27-34). 
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S2 hatte den Eindruck, dass man „mehr Wirkung erzielen konnte, wenn man als Vorsitzen-

der irgendwo aufgetreten ist.“128 Die Führungsrolle verstärkte somit die persönliche Sicht-

barkeit und den Einfluss in politischen Kontexten. Ein prägendes Beispiel für konkrete Wir-

kung war auch für S2 die Umsetzung der Periodenartikelspender129. Dieses Projekt ver-

deutlichte für sie, dass Anliegen junger Menschen im Jugendstadtrat aufgegriffen und er-

folgreich umgesetzt werden konnten. Darüber hinaus hob S2 die symbolische Wirkung her-

vor, wenn Jugendliche von außerhalb den Jugendstadtrat als Anlaufstelle nutzten.130 S2 

nahm die Zeit im Jugendstadtrat als sehr lehrreiche und intensive Zeit wahr131.  

Ein herausragendes Beispiel für die erlebte Wirkung im Jugendstadtrat war für S3 die Ein-

führung des verbindlichen Rede- und Antragsrechts in Ausschüssen der Stadt Solingen und 

die Verankerung in der Hauptsatzung132. Dieser institutionelle Durchbruch verlieh dem Gre-

mium dauerhaft mehr Einfluss und stellte einen zentralen Meilenstein der Jugendbeteili-

gung dar. Darauf aufbauend verwies S3 auf konkrete Projekte, die politische Wirkung ent-

falten konnten. Besonders prägend war der Widerstand gegen die geplante Verschärfung 

der Straßenordnung 2018. Die Jugendstadträte hatten „damals zusammen mit Wohlfahrts-

verbänden und Teilen der Kommunalpolitik […] aktiv gegengearbeitet“. Die, laut S3, prob-

lematischen Veränderungen für die Straßenordnung wurden nicht  beschlossen und die 

Jugendstadtratsmitglieder waren somit aktiv daran beteiligt, dass „man bis heute […] durch-

gesetzt hat, dass in Solingen ein gewisser Zweiklang steht zwischen Ordnungsrecht und 

sozialer Arbeit auf den Straßen.“133 Neben solchen Projekten nannte S3 auch spontane 

Aktionen mit starker Symbolkraft, etwa die Demonstration nach dem Brand im Flüchtlings-

camp Moria. Der elfte Jugendstadtrat stellte damals Stühle vor das Rathaus, „um zu sym-

bolisieren, dass die Kommunen noch Aufnahmekapazitäten haben, was ihnen häufig abge-

sprochen wurde.“134 Der Oberbürgermeister sprach sich dafür aus, dass es gut ist „für sol-

che Themen einen Jugendstadtrat [zu] haben, der dann auch den Finger mal in die Wunde 

legt.“135 Darüber hinaus eröffnete die Mitarbeit im Kinder- und Jugendrat NRW S3 die Mög-

lichkeit, auf Landesebene Impulse zu setzen, etwa im Bereich Mobilität. Damals war die 

„zentrale Forderung, dass es ein günstiges Jugend-Ticket gibt.“136 S3 nahm ihre besondere 

 

128 Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S.1, Z. 31-32 
129 Vgl. ebd., S.2, Z. 9-23. 
130 Vgl. ebd., S.2, Z. 8-9. 
131 Vgl. ebd., S. 1, Z. 19-22. 
132 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 5, Z.4-7. 
133 Ebd., S. 5, 19-21. 
134 Ebd., S.7, Z. 30-31. 
135 Ebd., S. 7, Z. 36-37. 
136 Ebd., S. 6, Z.6-7. 
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Rolle als Vorsitzende ab Mai 2018 nicht nur als symbolische Bedeutung wahr, sondern 

auch eine erweiterte politische Reichweite und Verantwortung. Die enge Zusammenarbeit 

mit dem Oberbürgermeister und den jugendpolitischen Sprecher*innen der Fraktionen 

zeigte S3, dass der Jugendstadtrat in dieser Konstellation als ernstzunehmender Ge-

sprächspartner in der kommunalen Politik wahrgenommen wurde137.  

Die Gründung der Projektgruppe Between the Lines, die sich mit Jugendlichen in Notfallsi-

tuationen befasste, war für S4 besonders prägend. „Diese Projektgruppe ist dann so weit 

gewachsen, dass daraus eine App entwickelt wurde“138.  Die Veröffentlichung der App im 

Rahmen einer großen Veranstaltung war für S4 ein Moment erlebter Selbstwirksamkeit.139 

Darüber hinaus schilderte S4, dass auch kleinere Veranstaltungen wichtig waren, da sie 

zeigten, „man erreicht […] junge Menschen“140. Eine weitere eindrucksvolle Erfahrung lag 

für S4 in Projekten mit Geflüchteten, bei denen die Jugendstadtratsmitglieder Ausflüge mit 

geflüchteten Kindern unternommen haben.141 „Kinder, die nicht lachend hingekommen sind, 

plötzlich lachend zu sehen“142, war für S4 sehr intensiv.  

5.3.4 Herausforderungen und Hürden  

S1 betonte als Herausforderung, dass die Sitzungen 2020 und 2021 aufgrund der Corona-

Pandemie digital stattfanden und die Mitglieder sich „in den ersten anderthalb Jahre[n] gar 

nicht gesehen“143 haben. Diese fehlende Kontinuität machte es schwer, verbindliche Ar-

beitsweisen zu entwickeln und Projekte voranzubringen. Hinzu kam eine mangelnde Wert-

schätzung durch einzelne Rats- und Fraktionsmitglieder, die die Anliegen Jugendlicher 

nicht ernst nahmen. Dies wurde besonders in einer Fraktionssitzung deutlich, in der der 

Vorstand eingeladen wurde.144 S1 hat sich aufgrund der räumlichen Distanz „wie in […] 

einem Verhör“145 gefühlt und musste sarkastische Fragen wie: „was habt denn ihr Jugend-

liche für Probleme“146 beantworten. S1 äußerte das Gefühl, dass der Vorstand sich „in dem 

Moment nicht ernst“147 genommen fühlte. Ein weiteres Beispiel dafür schilderte sie im Zu-

sammenhang mit Ausschusssitzungen. Im Sportausschuss bekamen Mitglieder des 12. 

 

137 Vgl. ebd., S. 4, Z. 5-12. 
138 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 2, Z.9 
139 Vgl. ebd., S. 2, Z. 11-18. 
140 Ebd., S. 2, Z. 20. 
141 Vgl. ebd., S.3, Z. 9. 
142 Ebd., S. 3, Z.6-7. 
143 Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 2, Z. 4. 
144 Vgl. ebd., S. 4, Z. 31 ff. 
145 Ebd., S. 4, Z. 37. 
146 Ebd., S. 5, Z. 7-8. 
147 Ebd., S. 5, Z. 13. 
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Jugendstadtrates auf Verständnisfragen bezüglich der Vorlagen unpassende und respekt-

lose Antworten.  Die nötige Unterstützung und Anpassung an die politischen Vorerfahrun-

gen der Jugendlichen fehlte.148  

S2 betonte, dass „in Ausschüssen manchmal Mitglieder nicht so ernst genommen wurden, 

wie sie hätten sein sollen.“149 Gleichzeitig beschrieb sie die Strukturen innerhalb des Ju-

gendstadtrats als ambivalent. Einerseits hat die große Freiheit viel Kreativität ermöglicht, 

andererseits seien fehlende Rahmung manchmal hinderlich gewesen. S2 äußerte, es hätte 

„von einer außenstehenden Stelle so einen Rahmen gebraucht, um [Projekte] richtig effek-

tiv zu machen“150. Dadurch erhofft sich S2 auch eine Erhöhung des Respektes anderer in 

manchen Situationen.151 Darüber hinaus machte sie auf die Langwierigkeit politischer Pro-

zesse aufmerksam.152  

S3 berichtet die formalen und effektiven „Mitgestaltungsmöglichkeiten […] waren damals 

sehr begrenzt“ für den zehnten und elften Jugendstadtrat. In manchen Ausschüssen wur-

den Redebeiträge toleriert, aber dies war „vollkommen vom Gutdünken der Ausschussvor-

sitzenden abhängig.“153 S3 berichtete, dass der „Jugendstadtrat unterbewusst, zum Teil 

aber auch gezielt diskreditiert worden ist.“154 Hinzu wurde abwertend „pauschal behauptet, 

dass die Mitglieder des Jugendstadtrats nicht zuverlässig an Sitzungen der Ratsaus-

schüsse teilnehmen“155 würden, was zu dem Zeitpunkt reine Spekulation war, da die Mit-

glieder noch keine formalen Mitbestimmungsrechte hatten. Als weitere Schwierigkeit schil-

derte sie die zeitweise unzureichende Unterstützung durch die Geschäftsstelle. Die Jugend-

lichen wurden viel allein gelassen „insbesondere mit Aufgaben des täglichen Geschäfts.“156 

Durch die fehlende Unterstützung litt laut S3 die Gruppendynamik und es entstand „eine 

extreme Fokussierung auf bestimmte Leistungsträger im Vorstand“157. Damit machte S3 

deutlich, dass strukturelle Defizite die Wirksamkeit und das Team schwächten. Es entstand 

eine ungleiche Arbeitsbelastung. Beides stelle erhebliche Hürden für eine nachhaltige Ar-

beit dar. 

 

148 Vgl. ebd., S. 5, Z. 17 ff. 
149 Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S.3, Z. 4-5. 
150 Ebd., S.2, Z. 36-37. 
151 Vgl. ebd., S.3, Z.1-2. 
152 Vgl. ebd., S.2, Z. 1-2. 
153 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 4, Z. 32. 
154 Ebd., S. 6, Z. 13.  
155 Ebd., S. 6, Z. 15-16 
156 Ebd., S. 14, Z. 20. 
157 Ebd. S. 14, Z.26-27. 
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S4 erlebte im neunten und zehnten Jugendstadtrat die größten Herausforderungen in der 

ungleichen Behandlung innerhalb der Ausschüsse. Sie berichtete, dass die Mitglieder nur 

auf der Gästebank Platz nehmen durften und auch im Jugendhilfeausschuss, in dem S4 als 

Jugendstadtratsmitglied einen Sitz hatte, habe sie sich nicht ernst genommen und eher von 

oben herab behandelt gefühlt.158 Besonders prägend war die Erfahrung, dass selbst Rede-

beiträge nur nach einer formalen Unterbrechung der Sitzung möglich waren, sodass jedes 

Mal, wenn sich der Jugendstadtrat beteiligen wollte, man „von der Gästebank nach vorne 

gegangen“159 ist. S4 schilderte als weitere als Herausforderung, dass trotz der grundsätzli-

chen Offenheit der zwei Oberbürgermeister, während ihrer Amtszeit, entscheidende The-

men wie die Flüchtlingskrise 2015 nicht in ausreichender Tiefe mit dem Jugendstadtrat be-

sprochen wurden. In einer Sitzung mit dem Oberbürgermeister 2016 fragten Jugendliche 

nach den Orten und der Verteilung der Flüchtlingsunterkünfte und erhielten „nicht so zufrie-

denstellende Antworten“160, da der Einfluss auf Land- und Bundespolitik geschoben wurde. 

Im Nachhinein stellte sich heraus „die Stadtverwaltung wusste nicht, ob das für die Öffent-

lichkeit und für den Jugendstadtrat gedacht ist“161. Diese Erfahrung machte für sie deutlich, 

dass auch übergeordnete Themen wie Flucht und Migration jugendpolitisch relevant sind 

und ernsthaft mit Jugendlichen diskutiert werden müssen.  

5.3.5 Unterstützende Strukturen  

S1 hob die Unterstützung durch Parteien und Fraktionen hervor, die bei der Antragstellung 

halfen. Einzelne Parteien griffen Ideen der Jugendlichen auf und schrieben sie in An-

träge.162 „Bei Formulierungen oder […] rechtlichen Themen […] [boten] einige Personen 

Unterstützung an“163. Gleichzeitig unterstrich S1 die zentrale Funktion der Geschäftsstelle, 

als örtliche Anlaufstelle und auch die personelle Unterstützung. Die personelle „Begleitung 

durch die Geschäftsstelle“164 wurde als besonders wichtig gesehen, da dort eine Ansprech-

person für die Jugendlichen sein sollte, auf die sie sich verlassen können. Dies verdeutlicht 

S1 dies besonders in Bezug auf Arbeitsqualität der personellen Besetzung. „Es kann ohne 

eine Geschäftsstelle funktionieren“165, wenn diese vor zum Beispiel einem Urlaub eine 

Struktur und Abläufe erklärt oder an Termine erinnert und diese im Vorfeld mit den 

 

158 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S.2 Z.26 ff. 
159 Ebd., S. 9, Z. 17. 
160 Ebd., S. 9, Z. 30. 
161 Ebd., S. 9, Z. 32-33. 
162 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 2, Z 20-21; S. 4, Z. 11-15. 
163 Ebd., S. 4, Z. 13-15. 
164 Ebd., S. 4, Z. 9-11. 
165 Ebd., S. 11, Z. 12-13. 
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Jugendlichen vorbereitet166. Dabei ist das Zusammenspiel aus Mitgliedern und Geschäfts-

stelle besonders entscheidend. „Eine Geschäftsstelle ohne aktive Mitglieder bringt nichts, 

aber aktive Mitglieder können […] nicht gut arbeiten ohne eine Geschäftsstelle.“167 S1 äu-

ßerte, aus Erfahrungen im 12. Jugendstadtrat, in denen die Geschäftsstelle mit einer Voll-

zeitstelle besetzt war, aber die Unterstützung trotzdem gefehlt hat, den Wunsch einer an-

wesenden und hilfreichen Geschäftsstelle, um wirksam agieren zu können168.  

S2 hat sich gut unterstützt gefühlt, da sie wusste, wo es Anlaufstellen gibt.169 Besonders 

wichtig war für S2 die Rolle des Fördervereins. S2 brachte hervor, dass der „Förderverein 

[…] einem Unterstützung und Sicherheit gegeben“170 hat bei politischen und Veranstal-

tungsfragen. Der Förderverein eröffnete zugleich einen kreativen Freiraum, durch die finan-

ziellen Möglichkeiten.171  

S3 hob besonders die Rolle der Jugendförderung hervor, die mit inhaltlichen „Argumentati-

onshilfen, Factsheets, Vorbereitungen für Sitzungen“172 und Materialien unterstützte. Dar-

über hinaus betonte S3 die Netzwerke, die der Jugendstadtrat durch Kooperationen mit 

anderen Beiräten aufbauen konnte. Es entstanden strategische Bündnisse mit dem Senio-

renbeirat und dem Beirat für Menschen mit Behinderung, um eigene Forderungen wie das 

Rede- und Antragsrecht gemeinsam zu erkämpfen.173 Zusätzlich betonte S3 die Wichtigkeit 

einer Geschäftsstelle, die gut arbeitet und Unterstützung leistet174, sowie, „Strukturen wie 

den Förderverein Jugendstadtrat  […], der berät und wo aktive Politiker […] direkt im Aus-

tausch mit Jugendlichen sind.“175  

S4 bestätigte die Bedeutung der institutionellen Absicherung durch die Geschäftsstelle176. 

Auch die Jugendförderung habe für S4 eine wichtige Rolle gespielt, da der damalige Abtei-

lungsleiter ein guter Ansprechpartner war und S4 oft in der Jugendförderung war, um Dinge 

persönlich vorzubereiten und zu besprechen177. Für S4 war die Verlässlichkeit dieser 

 

166 Vgl. ebd., S. 11, Z. 12-23. 
167 Ebd., S. 11, Z. 23-25. 
168 Vgl. ebd., S. 14, Z. 15-19 
169 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 7, Z.11-12. 
170 Ebd., S7. 7, Z. 14. 
171 Vgl. ebd., S. 7, Z. 14-19. 
172 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 7, Z. 7-8. 
173 Vgl. ebd., S. 7, Z 16-20. 
174 Vgl. ebd., S. 11, Z. 4-7. 
175 Ebd., S. 11, Z. 8-10. 
176 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 7, Z.35-37. 
177 Vgl. ebd., S.8, Z. 1-10. 
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Strukturen entscheidend, da sie Orientierung boten und den Jugendstadtrat in seiner Arbeit 

stabilisierten178.  

5.3.6 Emotionale Prägung  

Die Aussagen von S1 verdeutlichen, dass die Erfahrungen im Jugendstadtrat eine tiefgrei-

fende emotionale Wirkung entfaltet haben. Besonders stark tritt dabei die identitätsstiftende 

Bedeutung der Amtszeit hervor. So beschrieb S1 rückblickend, dass der Jugendstadtrat 

„sehr geprägt [hat und S1] […] mit sehr vielen weinenden Augen auf das Ende“179 hinschaut. 

Diese Formulierung zeigt, dass die Tätigkeit nicht nur als politisches Engagement, sondern 

auch als wichtige Lebensphase empfunden wurde. Die emotionale Intensität wird vor allem 

beim Abschied deutlich. S1 formulierte sehr deutlich, dass das „ein sehr schwerer Abschied 

für“180 sie wird, da der Jugendstadtrat sie sechs Jahre begleitet und inspiriert hat. S1 hebt 

die Umsetzung der Periodenartikelspender hervor, mit der die Jugendlichen „eine Kleinig-

keit zu so einem Riesenprojekt gemacht und […] damit […] vollen Erfolg“181 hatten. Da S1 

„viele der Leute […] spät erst richtig kennengelernt habe […] [und deshalb emotional nicht 

eng] gebunden war an diese Menschen“182, war der Abschied des 12. Jugendstadtrates 

eher ein freudiger Blick auf die Zeit in den 13. Jugendstadtrat. Darüber hinaus hatte das 

Engagement auch nachhaltige Auswirkungen auf die berufliche Orientierung. Bei S1 wurde 

das „Verlangen gestärkt, mit Kindern und Jugendlichen zusammenzuarbeiten“183. S1 macht 

aktuell eine praxisintegrierte Ausbildung zur Erzieherin und überlegt danach berufsbeglei-

tend Soziale Arbeit zu studieren184, da sie die Arbeit „noch viel mehr vertiefen will“185. 

Für S2 war die Zeit im Jugendstadtrat eine „sehr tolle Zeit, eine sehr lehrreiche Zeit“186, die 

stark zur persönlichen Entwicklung beitrug. Besonders prägend war dabei das Gefühl, Ver-

antwortung für die Jugendlichen in Solingen zu übernehmen. S2 beschreibt rückblickend, 

dass man „auch gerade für alle Solinger Jugendlichen gerecht werden“187 und etwas ver-

ändern muss. Dieses Bewusstsein führte zwar zu Stolz, brachte aber auch eine große Be-

lastung mit sich. Am Ende der Amtszeit überwogen ambivalente Gefühle der 

 

178 Vgl. ebd., S. 8, Z. 10-12. 
179 Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 5, Z. 31-32 
180 Ebd., S. 7, Z. 28-29. 
181 Ebd., S. 5, Z. 35-36. 
182 Ebd., S. 6, Z. 36 - S. 7., Z. 1. 
183 Ebd., S. 14, Z. 7-8.  
184 Vgl. ebd., S. 14, Z. 10-12. 
185 Ebd., S. 14, Z. 12. 
186 Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 1, Z. 20-21..  
187 Ebd., S. 3, Z. 32.  



Empirischer Teil: Erfahrungen ehemaliger und aktiver Mitglieder 28 

 

Erleichterung188, aber auch der Wehmut, da sie die Arbeit „gerne gemacht hat und […] ein 

Lebensabschnitt und so eine Erfahrung zu Ende ging“189. Auf Beschwerden oder Wünsche 

wurden Projekte zusammen angegangen und waren damit erfolgreich190. Solche Erfahrun-

gen stärkten das Gefühl von Wirksamkeit und Zusammenhalt. Darüber hinaus wirkte das 

Engagement auch prägend auf ihren beruflichen Weg. Ihre Ausbildung als Medienkauf-

mann Digital und Print hat sie beim Solinger Tageblatt, der Solinger Tageszeitung, absol-

viert191, da sie immer noch der Meinung ist „in Solingen passiert viel, in Solingen ist viel.“192 

Dieses Stadtgeschehen verfolgt S2 nun bei ihrer Arbeit und berichtet darüber.  

Rückblickend betont S3 das Gefühl, dass ein entscheidender Lebensabschnitt vorbei ging. 

Das gute Gewissen, die Arbeit abzugeben verdeutlicht die Ambivalenz zwischen Wehmut 

über das Ende einer nachhaltigen Zeit und dem beruhigenden Bewusstsein, das Mandat in 

gute Hände übergeben zu können.193 S3 beschreibt, die Aufstellung in den Jugendstadtrat 

ist rückblickend eine „prägende Entscheidung geworden für das weitere Leben […] [, da S3 

mittlerweile] jeden Tag mit dem Thema Politik zu tun“194 hat. Da sich dies auf das Ehrenamt 

und die Arbeit bezieht ist dies eine seiner wichtigsten Lebensentscheidungen gewesen.195 

S3 erklärt die Studienwahl im direkten Zusammenhang mit der Zeit im Jugendstadtrat. S3 

studiert „Sozialwissenschaften im Bachelor und Politikmanagement im Master“196. Dies ver-

deutlicht, dass die „Zeit im Jugendstadtrat auch auf der politischen und beruflichen Ebene 

einen beeinflussen kann“197. Zur emotionalen Prägung gehören für S3 zudem auch die 

Freundschaften, die entstanden198 und die Kontakte mit Menschen, die einen „zehn Jahre 

später immer noch begleiten“199.  

Rückblickend beschreibt S4 die Zeit im Jugendstadtrat als „intensiv, schön und sehr lehr-

reich“200. Besonders eindrücklich war das Gefühl, Sinnhaftigkeit in der eigenen Arbeit zu 

erfahren, was S4 dazu motiviert hat, erneut zu kandidieren201. S4 erinnert sich, dass es eine 

 

188 Vgl. ebd., S. 3, Z. 33-36. 
189 Ebd., S. 3., Z. 37- S. 4, Z. 1.  
190 Vgl. ebd., S. 2, Z. 14-23. 
191 Vgl. ebd., S. 4, Z. 24-28. 
192 Ebd., S. 4, Z. 27. 
193 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 6, Z. 20-28. 
194 Ebd., S. 14, Z. 7-8. 
195 Vgl. ebd., S. 8-11. 
196 Ebd., S. 10, Z. 17-18. 
197 Ebd., S. 10, Z. 19-20. 
198 Vgl. ebd., S. 3, Z. 28. 
199 Ebd., S. 3, Z 31. 
200 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 1, Z. 18–19. 
201 Vgl. ebd., S. 2, Z. 21–22. 
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sehr prägende Zeit besonders in den jungen Jahren mit 15, 16 Jahren war202, da man „mit 

den Leuten gut zusammengewachsen ist und so Freundschaften geknüpft hat“203. Der Ab-

schied bedeutete aber nicht das Ende einer beeindruckenden Phase, sondern zugleich 

auch die Öffnung neuer Freiräume204. Besondere emotionale Momente entstanden durch 

Projekte wie die Entwicklung der App Between the Lines, da diese von Beginn an im Ju-

gendstadtrat entwickelt wurde205. Die Erfahrungen im Jugendstadtrat waren für S4 zugleich 

ein Ausgangspunkt für den beruflichen Weg, da sie dadurch mitbekommen hat, „wie wichtig 

es ist, sich für die eigene Stadt zu engagieren“206, da jedes Handeln politisch ist. In der 

Folge entschied sich S4 für ein Studium der Politikwissenschaft, blieb parteipolitisch aktiv 

und arbeitet bis heute in einem politischen Kontext207.  

5.3.7 Weiteres Engagement  

Obwohl S1 derzeit noch Mitglied im 13. Jugendstadtrat ist, wird deutlich, dass das politische 

Engagement über die aktuelle Amtszeit hinausgehen soll. S1 betont den Wunsch, sich wei-

ter politisch zu engagieren, aber auch ein Gefühl der gesellschaftlichen Verantwortung sich 

weiter zu engagieren208. Besonders wichtig ist, die Erfahrungen nicht enden zu lassen, da 

S1 sich nicht vorstellen kann, „sechs Jahre […] politisch aktiv gewesen zu sein […] und 

dann plötzlich nichts mehr“209 zu machen. Schon jetzt steht für S1 fest, dass „es in der Partei 

weiter, hoffentlich“210 gehen wird, da sie ihre Motivation klar auf einen künftigen Parteieintritt 

ausrichtet. Ein zentrales Schlüsselerlebnis für ihr weiteres Engagement war das „Feedback 

von außen“211, welches S1 in der Rolle als Vorsitzende erhalten hat. Politiker*innen bestärk-

ten S1 in persönlichen Gesprächen und Rückmeldungen zur Moderation von Podiumsdis-

kussionen und gaben das Gefühl, „dass ich ja hier irgendwas richtig mache“212. Diese An-

erkennung von außen gibt S1 die entscheidende Motivation, die politische Arbeit fortzufüh-

ren. Gleichzeitig möchte sie den Jugendstadtrat auch nach ihrer aktiven Zeit weiter unter-

stützen, indem sie „in allen Formen und Varianten, die es gibt, […] unterstützen“213 möchte. 

 

202 Vgl. ebd., S. 3, Z. 24-26. 
203 Ebd., S. 3, Z. 20-21. 
204 Vgl. ebd., S. 3, Z. 23–29. 
205 Vgl. ebd., S. 2, Z. 14–17. 
206 Ebd., S. 8, Z. 33–36. 
207 Vgl. ebd., S. 5, Z. 23–24. 
208 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 8, Z. 3–6. 
209 Ebd., S. 8, Z. 27-28. 
210 Ebd., S. 8, Z. 30. 
211 Ebd., S. 8, Z. 33. 
212 Ebd., S. 9, Z.16. 
213 Ebd., S. 9, Z. 23. 
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Dazu zählt sowohl die Unterstützung einer Projektgruppe des Jugendstadtrates als auch 

die sofortige Mitgliedschaft im Förderverein214.  

Nach der Amtszeit hat S2 sich politisch nicht weiter engagiert, der Jugendstadtrat hat S2 

aber politisiert und ein tieferes Verständnis für Verwaltung vermittelt215. Dieses Wissen nutzt 

sie heute beruflich, da sie im journalistischen Bereich arbeitet und dort das politische Ver-

ständnis aus dem Jugendstadtrat unmittelbar einsetzen kann216. S2 kann sich einen Eintritt 

in eine Partei dennoch vorstellen. Die Aussage, dass ein „Mitgliedsantrag […] schon wieder 

auf dem Tisch“ liegt, verdeutlicht seine dahingehende Offenheit. Darüber hinaus sieht S2 

für sich selbst höchstens punktuelles Engagement im kulturellen Bereich. Er beschreibt, 

dass er sich für Freunde „bei Partys, Veranstaltungen“217 und kleinen Konzerten engagiert, 

wobei dies eher dem privaten Umfeld als einer verbindlichen ehrenamtlichen Tätigkeit ent-

spricht.  

Bereits während ihrer Amtszeit ist S3 2019 dem Bündnis 90/die Grünen beigetreten218. Im 

Rahmen der Partei ist S3 heute aktiv in der erweiterten Fraktion sowie im Vorstand und S3 

kandidiert auf der Ratsliste für die Kommunalwahl 2025, wodurch sich das politische Enga-

gement formal auf kommunaler Ebene fortsetzt219. Zusätzlich lebt ihr politisches Interesse 

auch weiter, etwa im Vorstand Max-Leven-Zentrum220 sowie bei Fridays for Future, bei de-

nen er die Solinger Ortsgruppe mit angestoßen hat221. Ihr politisches Interesse wird somit 

auch außerhalb parteistrukturierter Arbeit ausgeführt.  

S4 berichtet „schon während den letzten Monaten“222 der Amtszeit im Jugendstadtrat als 

Mitglied einer Partei beigetreten zu sein, jedoch begann das aktive Engagement bewusst 

erst nach dem Ende der Amtszeit. S4 hatte bereits im Vorfeld überlegt, ob das politische 

Engagement weiter geht und sah „Parteien als Mittel zum Zweck, einfach eine Organisa-

tion“223 um sich effektiv zu engagieren. Das parteipolitische Engagement baute S4 anschlie-

ßend konsequent aus. Zuerst hat S4 sich „in den Vorstand der Jugendorganisation wählen 

lassen“224 und dann Schritt für Schritt weitere Positionen in der Partei eingenommen. Damit 

 

214 Vgl. ebd., S. 9, Z. 23–28.  
215 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 5, Z. 4-20. 
216 Vgl. ebd., S. 4, Z. 32 ff. 
217 Ebd., S. 5, Z. 23. 
218 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 8, Z. 30. 
219 Vgl. Grüne Solingen / Ratsportal Solingen 
220 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 9, Z. 16. 
221 Vgl. ebd., S. 5, Z. 30-33. 
222 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 5, Z. 1–2. 
223 Ebd., S. 4, Z. 35. 
224 Ebd., S. 5, Z. 7. 
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machte sie den Schritt vom Jugendstadtrat in die Parteipolitik, der sich seit dem „14. Le-

bensjahr bis jetzt“225, 13 Jahre später, als politische Linie durch das Leben zieht. Neben der 

Parteiarbeit blieb S4 dem Jugendstadtrat über den Förderverein, dem sie bereits bei seiner 

Gründung beitrat und in dem sie seit 2019 im Vorstand ist, verbunden.226 Seit ihrem 10. 

Lebensjahr (2008) bis Anfang 2025 war S4  sportlich „im Ohligser-Turnverein […] in der 

Tervando-Abteilung ehrenamtlich aktiv“227. Der Schwerpunkt von S4 verlagerte sich klar auf 

die Politik, verstärkt auch durch das Studium der Politikwissenschaft.228  

5.3.8 Perspektive auf den Jugendstadtrat heute  

S1 beschrieb den Jugendstadtrat heute als „aktiv, motiviert und engagiert“229, wies jedoch 

auch darauf hin, dass nur ein Teil der Mitglieder konsequent Verantwortung übernimmt. 

Dabei ist S1 lieber, dass weniger Mitglieder effektiv arbeiten, als viele nichts bewegen und 

betont damit die Bedeutung von Qualität vor Quantität230. Gleichzeitig formulierte S1 klare 

Erwartungen an eine institutionelle Weiterentwicklung. Das „Rederecht hätten wir natürlich 

auch sehr gerne“231 im Stadtrat, berichtete S1 und macht deutlich, dass ein offizielles Re-

derecht ein zentraler Schritt für mehr Mitbestimmung und Anerkennung wäre. Auch die 

Frage der Aufwandsentschädigung sieht S1 als Beitrag zu mehr sozialer Gerechtigkeit. S1 

hofft auf eine Vergütung für Jugendstadtratsmitglieder „zumindest für seine eigenen Sitzun-

gen“232. Darüber hinaus fordert S1, dass der Jugendstadtrat „in jeglicher Hinsicht ernst ge-

nommen wird, von allen Parteien, […] also gerade auch [von der] Stadtverwaltung“233. Die 

institutionelle Stärkung sieht S1 nicht nur in Anerkennung, sondern auch in Ressourcen. S1 

wünscht sich für die Geschäftsstelle, dass man „aus 100% vielleicht 130% macht“234, und 

somit eine fachliche Verstärkung entsteht, etwa durch einen „Politikwissenschaftler […], der 

[…] auf einem ganz anderen Level unterstützen könnte“235.  

S2 nimmt den aktuellen Jugendstadtrat als deutlich sichtbarer wahr und hebt damit die ge-

stiegene Wahrnehmung in der Stadtgesellschaft hervor236. Durch das Rede- und 

 

225 Ebd., S. 5, Z. 24. 
226 Vgl. ebd., S. 6, Z. 10–17. 
227 Ebd., S. 6, Z. 20–21. 
228 Vgl. ebd., S. 5, Z. 14–16. 
229 Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 10, Z. 2–3. 
230 Vgl. ebd., S. 10, Z. 2–3. 
231 Ebd., S. 12, Z. 16–19.  
232 Ebd., S. 12, Z. 23. 
233 Ebd., S. 12, Z. 33–36. 
234 Ebd., S. 13, Z. 15. 
235 Ebd., S. 13, Z. 21-22. 
236 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 5, Z. 27-33. 
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Antragsrechts haben laut S2 die Mitglieder „mehr Stimme auf einmal in Solingen bekom-

men“237. S2 sieht die Möglichkeit, direkt in Ausschüssen zu sprechen und Anträge einbrin-

gen zu können, als zentrales Instrument für mehr Wirksamkeit238. Zudem verweist S2 auf 

die veränderte Kultur im Jugendstadtrat im Vergleich zu seiner eigenen Amtszeit. S2 hebt 

hervor, dass durch den Wechsel in der Geschäftsstelle Veränderungen entstanden, so zum 

Beispiel in der Veranstaltungsvielfalt. Damit stellte S2 fest, dass der Jugendstadtrat heute 

eine größere Vielfalt an Aktivitäten aufweist und breitere Zielgruppen anspricht239.  

S3 beschrieb: der Jugendstadtrat heute ist „fester Bestandteil der Kommunalpolitik in So-

lingen“240. Aus ihrer Sicht ist das Gremium im Vergleich zu früher deutlich „professionali-

siert“241 und ist „offener für Jugendliche, die noch keine oder wenig Berührungspunkte mit 

Politik hatten“242 geworden. Diese Professionalisierung führt dazu, dass der Jugendstadtrat 

„noch politischer tätig ist als wahrscheinlich früher“243. Gleichzeitig betont S3, dass diese 

Entwicklung nur mit mehr institutionellen Ressourcen gesichert werden kann. Sie forderte, 

„dass die hauptamtliche Unterstützung in Zukunft noch stärker wird“244 und verweist darauf, 

dass es „noch mehr hauptamtliches Personal“245 brauche, idealerweise in Form eines inter-

disziplinären Teams, das sowohl sozialpädagogische als auch kommunalpolitische Exper-

tise einbringt246. Auch die finanzielle Ausstattung sieht S3 als ausbaufähig. Besonders wich-

tig ist ihr ein Sitzungsgeld, da dies „ein Thema ist, was mit sozialer Gerechtigkeit zu tun 

hat“247. Sie argumentiert, es wäre „nur gerecht, um den Zugang zum Jugendstadtrat auch 

zu erhöhen“248. Damit verbindet S3 die Forderung nach Gleichstellung mit anderen kom-

munalpolitischen Gremien: „Und auch das gehört zu einer Professionalisierung eines sol-

chen Gremiums, dass auch die Bedingungen angeglichen werden zur allgemeinen Kom-

munalpolitik“249.  

S4 beschreibt den Jugendstadtrat heute als gestärktes Gremium, das deutlich an Einfluss 

gewonnen hat. „Der Jugendstadtrat hat in den letzten Jahren viel mehr Macht 

 

237 Ebd. S. 6, Z. 25. 
238 Vgl. ebd., S. 6, Z. 24–27. 
239 Vgl. ebd., S. 6, Z. 2-4. 
240 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 10, Z. 33. 
241 Ebd., S. 11, Z. 2. 
242 Ebd., S. 10, Z. 37 ff. 
243 Ebd., S. 11, Z. 10-11. 
244 Ebd., S. 12, Z. 4–5. 
245 Ebd., S. 12, Z. 10. 
246 Vgl. ebd., S. 12, Z. 10–16. 
247 Ebd., S. 13, Z. 30–31. 
248 Ebd., S. 13, Z. 35–36. 
249 Ebd., S. 13, Z. 37 - S. 14, Z. 2. 
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dazugewonnen in der Stadtgesellschaft“250 und somit „mehr Ansehen auch in der Politik“251. 

Damit hebt S4 hervor, dass die Rolle des Gremiums im politischen Gefüge ernster genom-

men wird und es sich „mehr verknüpft […] mit den Akteuren in der Stadtgesellschaft“252. Die 

Entwicklungen der letzten Jahre bewertet S4 insgesamt positiv. Der Jugendstadtrat be-

kommt, „wenn Wahlen anstehen, immer mehr Aufmerksamkeit“253. Eine kontinuierliche An-

erkennung durch Politik und Verwaltung hält S4 für zentral, um den Jugendstadtrat lang-

fristig abzusichern. Besondere Bedeutung misst S4 auch der Projektgruppenarbeit bei. S4 

formuliert den Wunsch, „dass die Projektgruppen, so wie sie waren, auch mal weiter beibe-

halten werden.“254  

 

5.4 Diskussion der Ergebnisse 

5.4.1 Motivation zur Mitwirkung  

Die Ergebnisse zeigen, dass die Gründe zur Aufstellung in den Jugendstadtrat wesentlich 

an einer Kombination aus institutionellen Impulsen, individueller Motivation und sozialer Un-

terstützung liegen. Besonders die Schultour erweist sich als entscheidender Rekrutierungs-

mechanismus, da sie niedrigschwellig über Beteiligungsmöglichkeiten informiert. S1 schil-

dert, sie habe zuvor den Jugendstadtrat nicht gekannt, dann aber gedacht: „in Solingen gibt 

es Dinge, die mich ein bisschen stören […] warum dann nicht selber […] in der Verwaltung 

und Politik arbeiten, sitzen und das so ein bisschen beeinflussen“255. Damit bestätigt sich, 

dass formalisierte Informations- und Mobilisierungsangebote im schulischen Kontext einen 

direkten Einfluss auf politische Partizipation Jugendlicher ausüben.256 Darüber hinaus ver-

deutlichen die Aussagen von S4, dass auch familiäre Sozialisation einen erheblichen Ein-

fluss hat. S4 kam aus einem politischen Haushalt, wurde somit schon früh politisiert und hat 

im Jugendstadtrat eine „Chance gesehen, auch was für mein Umfeld weiterzumachen“257. 

Dies deckt sich mit Forschungsergebnissen, die die Familie als primären Sozialisationskon-

text für politisches Interesse und Engagement herausstellen258. S2 wiederum verweist auf 

Eigeninitiative und Verantwortungsbewusstsein. S2 habe sich „irgendwann selbst überredet 

 

250 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 6, Z. 31–32. 
251 Ebd., S. 6, Z. 32–33. 
252 Ebd., S. 6, Z. 32–33. 
253 Ebd., S. 6, Z. 35. 
254 Ebd., S. 8, Z. 16-17. 
255 Waldmann, S. (2025). Transkript S1. Z. 12–16. 
256 Böhm-Kasper, O. (2006), S. 367. 
257 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S.1, Z. 13–16. 
258 Vgl. Hurrelmann/Quenzel. (2016), S. 208. 
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[…] warum man sich denn nicht selbst bewirbt“259. Dieses Beispiel zeigt, dass jugendliches 

Engagement nicht nur durch externe Impulse entsteht, sondern auch durch die Internalisie-

rung von Verantwortung für die eigene Altersgruppe. Auffällig ist zudem, dass bei allen Be-

fragten die Motivation nicht primär parteipolitisch, sondern durch unmittelbare Gestaltungs-

bedürfnisse geprägt war. S3 schilderte, sie sei nach einem Schülerpraktikum und der Er-

mutigung des Lehrers zur Kandidatur bewegt worden260. Dies bestätigt die Annahme, dass 

Jugendparlamente in erster Linie niedrigschwellige Einstiegsorte in politische Partizipation 

darstellen, die nicht über klassische Parteistrukturen vermittelt werden. Auffällig ist, dass 

die Wahrnehmung und Unterstützung der Familien sehr unterschiedlich sind. Während die 

Familie S3 und S4 beim Wahlkampf unterstützt haben und schon zuvor politische Themen 

zum häuslichen Alltag dazu gehörten, reagierte bei S1 das Umfeld skeptisch. Dies verdeut-

licht, wie wichtig es ist, ein Angebot zur Aufstellung für die Jugendstadtratswahl zu schaffen, 

dass unabhängig vom sozialen Hintergrund und für alle Schulformen ist, sodass alle Ju-

gendlichen in der Stadt erreicht werden können.  

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass die Mitwirkung im Jugendstadtrat durch die Verschrän-

kung von institutioneller Rahmung (z. B. Schultour), sozialer Unterstützung (Familie, Lehr-

kräfte, Freunde) und individueller Motivation begünstigt wird. Damit bestätigt sich sowohl 

die Relevanz klassischer Sozialisationsinstanzen als auch die Bedeutung niedrigschwelli-

ger institutioneller Zugänge für jugendliches Engagement. 

5.4.2 Erlernte Kompetenzen  

Die Interviews verdeutlichen, dass alle Befragten durch die Mitgliedschaft im Jugendstadt-

rat substanzielle Kompetenzen erworben haben. Der Jugendstadtrat fungierte als Lern- und 

Erfahrungsraum, in dem politische, soziale und personale Fähigkeiten entwickelt werden 

konnten. S1 beschrieb die Zeit im Gremium als prägend für ihre berufliche Orientierung, da 

ihr die Mitgliedschaft geholfen habe, „die richtige Ausbildung zu finden und […] den richtigen 

Weg […] einzuschlagen“261. Damit wird deutlich, dass der Jugendstadtrat nicht nur als Ort 

politischer Beteiligung fungierte, sondern zugleich als biografisch wirksame Sozialisations-

instanz im Sinne der Kompetenz- und Identitätsentwicklung. S2 hub insbesondere kommu-

nikative und soziale Fähigkeiten hervor. S2 berichtete, dass ihr Durchhaltevermögen ge-

stärkt wurde, da Projekte oft langwierig waren. Zudem habe die Tätigkeit im Jugendstadtrat 

ihre Persönlichkeitsentwicklung gestärkt, insbesondere im Hinblick auf ihr 

 

259 Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S.1, Z. 18–21. 
260 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S.1, Z. 9–13. 
261 Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 14, Z. 13–14. 
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Selbstbewusstsein und Auftreten. Diese Ergebnisse zeigen, dass Jugendparlamente als 

Trainingsfeld demokratischer Schlüsselkompetenzen wirken262. Auch S3 verweist auf die 

identitäts- und kompetenzstiftende Wirkung. Sie bezeichnet den Jugendstadtrat rückbli-

ckend als „eine Riesenchance, sich weiterzuentwickeln“263 und die Aufstellung sei eine „prä-

gende Entscheidung geworden für das weitere Leben“264. Neben Stadtkenntnissen knüpfte 

sie Netzwerke und erwarb politisches Wissen265. Diese Befunde bestätigen Konzepte der 

politischen Sozialisation, wonach Partizipationserfahrungen in Jugendgremien Selbstwirk-

samkeit fördern und die politische Handlungsfähigkeit nachhaltig stärken266. S4 hebt eben-

falls die Rolle des Jugendstadtrats für Wissens- und Kompetenzzuwachs hervor. Sie erwarb 

organisatorische Fähigkeiten und persönliche Kompetenzen – verstärkt durch den Rollen-

wechsel vom Mitglied zur Vorsitzenden. Rückblickend betont sie, dass diese Zeit sie nicht 

nur in der Berufswahl bestärkt, sondern auch „in dem politischen Handeln und Bewusstsein 

geprägt“ habe und „tut das auch immer noch“267. Diese Aussagen bestätigen die Nachhal-

tigkeit der im Jugendstadtrat erworbenen Lernprozesse, die sowohl fachliche als auch per-

sonale Dimensionen umfassen. 

Es lässt sich festhalten, dass der Jugendstadtrat als Lernfeld für Verantwortungsüber-

nahme, Kommunikation, Projektarbeit und politisches Wissen fungierte. Alle Befragten be-

richten von einem erheblichen Kompetenzzuwachs, der sowohl kurzfristig die Arbeit im Gre-

mium professionalisierte als auch langfristig die persönliche Entwicklung, die berufliche Ori-

entierung und das politische Selbstverständnis prägte. 

5.4.3 Wahrgenommene Wirkung  

Die Interviews verdeutlichen, dass die Mitglieder des Jugendstadtrats ihre Arbeit durchweg 

als wirksam erlebten, wobei sich unterschiedliche Dimensionen der Wirkung zeigen: von 

der Umsetzung konkreter Projekte über die symbolische Anerkennung bis hin zu institutio-

nellen Errungenschaften. Damit bestätigt sich die Annahme, dass Partizipationserfahrun-

gen nicht nur unmittelbare Handlungsräume eröffnen, sondern auch das Gefühl politischer 

Selbstwirksamkeit stärken. 

Für S1 zeigte sich die erlebte Wirkung insbesondere in der Umsetzung konkreter Projekte 

und in der gestiegenen politischen Wahrnehmung durch ihre Rolle als Vorsitzende. Sie 

 

262 Vgl. Richter, D. (2015). S. 78. 
263 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 3, Z. 19–20. 
264 Ebd., S. 14, Z. 7–8. 
265 Vgl. ebd., S. 3, Z. 23–26. 
266 Vgl. Merkel. (2014). S. 156.  
267 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 8, Z. 33 ff.  
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betont, dass die Erfolge in Projekten und in der Ratsarbeit entscheidend zur Erfahrung von 

Wirksamkeit beitrugen und dies zugleich die persönliche Selbstwirksamkeit stärkte268. Da-

mit wird deutlich, dass die institutionelle Einbettung des Jugendstadtrats es ermöglicht, die 

klassische Spannung zwischen jugendlicher Initiative und formaler Politik zu überwinden, 

indem Projektideen direkt in politische Entscheidungen einfließen können269. Auch S2 er-

lebte Wirkung in der Kombination aus ihrer Funktion als Vorsitzende, der erfolgreichen Um-

setzung von Projekten und der Resonanz durch andere Jugendliche. S2 beschrieb, dass 

die Funktion des Vorsitzes nicht nur mit größerer Sichtbarkeit, sondern auch mit einer Mul-

tiplikatorenrolle verbunden ist.270 Diese Beobachtung deckt sich mit Befunden der Jugend-

beteiligungsforschung, die zeigen, dass repräsentative Rollen in Kinder- und Jugendparla-

menten die Wirksamkeitserfahrung verstärken, zugleich aber auch die Gefahr von Hierar-

chisierung bergen. S3 nimmt die Wirkungserfahrungen stärker auf der institutionellen 

Ebene wahr. Besonders prägend war für S3 die Einführung verbindlicher Rechte, die „als 

Bereicherung wahrgenommen“271 wurden. Zugleich berichtet S3 von zivilgesellschaftlich-

aktivistischen Aktionen wie der Demonstration nach dem Brand im Flüchtlingscamp Moria, 

die durch ihre Symbolkraft Wirkung entfaltet hätten. Damit zeigt sich, dass Wirksamkeit im 

Jugendstadtrat nicht nur durch klassische Projektarbeit entsteht, sondern auch durch sym-

bolische Politik und Allianzen mit zivilgesellschaftlichen Akteuren. Dieser Befund knüpft an 

Konzepte der „Advocacy Democracy“ an, die die Bedeutung von symbolischen Handlungen 

und öffentlichen Interventionen für politische Wirksamkeit hervorheben272. S4 verknüpft die 

Wahrnehmung von Wirksamkeit stark mit Projekten, die unmittelbare Rückmeldung von Ju-

gendlichen ermöglichten.273 Die Wirkung des Jugendstadtrats beruht somit nicht nur auf 

formalen Entscheidungen, sondern auch in direkter Begegnung und gesellschaftlicher Teil-

habe. Dies verweist auf die Bedeutung von Empowerment-Prozessen, die insbesondere 

durch integrative Maßnahmen wie Begegnungsprojekte gefördert werden. 

Die Erfahrung von Wirksamkeit im Jugendstadtrat umfasst unterschiedliche Ebenen: S1 

und S2 betonen Projekterfolge und die Rolle des Vorsitzes, S3 hebt institutionelle Errun-

genschaften und symbolische Aktionen hervor, während S4 die soziale Wirkung in direkter 

Interaktion mit Jugendlichen in den Vordergrund stellt. Diese Vielfalt verdeutlicht, dass Kin-

der- und Jugendparlamente nicht eindimensional wirken, sondern sowohl strukturelle, 

 

268 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 2, Z. 27–34. 
269 Vgl. Merkel. (2014). S. 159. 
270 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 5, Z. 12–13. 
271 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 10, Z. 11–14. 
272 Vgl. Saward. (2010). 
273 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 3, Z. 6–7. 



Empirischer Teil: Erfahrungen ehemaliger und aktiver Mitglieder 37 

 

symbolische als auch soziale Wirkungsebenen entfalten. Damit tragen sie wesentlich zur 

Entwicklung politischer Selbstwirksamkeit, zur Legitimität jugendpolitischer Beteiligung und 

zur Stärkung demokratischer Praxis auf kommunaler Ebene bei. 

5.4.4 Herausforderungen und Hürden  

Neben den positiven Erfahrungen beschrieben die Interviewten auch vielfältige Hürden, die 

ihre Arbeit im Jugendstadtrat erschwerten. Diese lassen sich sowohl auf äußere Rahmen-

bedingungen als auch auf institutionelle Strukturen zurückführen. 

Für S1 war die größte Herausforderung zunächst die Pandemie, die persönliche Begeg-

nungen und den Aufbau von Verbindlichkeit stark erschwerte. Darüber hinaus betont sie, 

dass jugendpolitisches Engagement oftmals nicht ernst genommen wurde. So berichtete 

sie von Erfahrungen in Ausschüssen und Fraktionssitzungen, in denen das Alter, ihre Rolle 

und damit verbundene Unerfahrenheit und die Meinungen der Jugendlichen nicht berück-

sichtigt wurden.274 Die Anerkennung der jugendlichen Perspektive war nicht selbstverständ-

lich, sondern hing von der Haltung einzelner erwachsener Akteure ab. In der Partizipations-

forschung wird dies als Problem der „Tokenism“ bezeichnet, also der symbolischen Beteili-

gung ohne echte Augenhöhe275. Auch S2 schilderte, dass die Arbeit im Jugendstadtrat von 

strukturellen Grenzen geprägt war. Für sie bestand die Hürde weniger in einem Mangel an 

Ideen, sondern in der Langwierigkeit politischer Prozesse und einer fehlenden Rahmung, 

die es erschwerte, Projekte zügig und zielgerichtet umzusetzen276. Dieses Spannungsfeld 

verweist auf das Demokratiedefizit vieler Jugendgremien: Einerseits werden hohe Erwar-

tungen an Kreativität gestellt, andererseits fehlt es an klaren Strukturen und institutioneller 

Rückendeckung277. S3 legt den Schwerpunkt auf die institutionellen Hürden der einge-

schränkten Mitgestaltungsmöglichkeiten und der Abhängigkeit von der persönlichen Ein-

stellung der Politiker*innen und der Verwaltung.278 Diese Abhängigkeit verdeutlicht, dass 

Jugendliche nicht auf Augenhöhe in politische Prozesse eingebunden waren. Damit bestä-

tigt sich die Diagnose der Demokratieforschung, dass Partizipationsrechte ohne institutio-

nelle Verbindlichkeit prekär bleiben und jederzeit eingeschränkt werden können279. Für S4 

bestand die zentrale Herausforderung in der mangelnden Gleichstellung in Ausschüssen 

und im Umgang der Verwaltung mit übergeordneten Themen. Sie berichtet, dass Flucht 

 

274 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 5, Z. 13 ff.  
275 Vgl. Hart. (1992). S. 8. 
276 Vgl. Transkript S2, S. 6, Z. 15 ff.  
277 Vgl. Sturzenhecker. (2010). S. 97. 
278 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 4, Z. 32. 
279 Vgl. Merkel. (2014). S. 164. 
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und Migration 2015/16 kaum diskutiert wurden und dies für sie verdeutlichte, dass auch 

gesamtgesellschaftliche Fragen jugendpolitisch relevant sind. Sie resümiert, dass der Ju-

gendstadtrat „strukturell nicht als gleichberechtigter Akteur anerkannt“280 wurde. Gleichzei-

tig erkennt sie aber Verbesserungen in den folgenden Jahren an, insbesondere durch die 

Einführung des Rede- und Beratungsrechts 2022281. Dieser Befund verweist darauf, dass 

institutionelle Reformen langfristig entscheidend sind, um Beteiligung auf Augenhöhe si-

cherzustellen. Diese Einschränkungen machen deutlich, dass es einer intensiven Aufklä-

rungsarbeit und eines längeren Prozesses bedarf, um die Haltung der etablierten politi-

schen Akteur*innen zu verändern und sie davon zu überzeugen, die Perspektiven der Ju-

gendlichen gleichberechtigt zu berücksichtigen und in Entscheidungsprozesse zu integrie-

ren. Dafür ist es wichtig, regelmäßig Räume des Austauschs zu schaffen, in denen nicht 

nur Begegnung zwischen Jugendlichen und älteren Aktiven ermöglicht wird, sondern die 

Jugendlichen zugleich fachlich begleitet werden, sodass ein geschützter Rahmen entsteht. 

Eine strukturelle Verankerung von Jugendpartizipation trägt dazu bei, dass Kommunalpoli-

tiker*innen schrittweise an die Einbindung junger Menschen gewöhnt werden. Darüber hin-

aus braucht es gezielte Konzepte und kontinuierliche Arbeit insbesondere mit jenen, die 

dem Engagement von Jugendlichen skeptisch gegenüberstehen oder es bewusst zu ver-

meiden versuchen.  

Es wird deutlich, dass die größten Hürden in einem Mangel an Anerkennung, fehlender 

Verbindlichkeit und unklaren Rahmenbedingungen lagen. Gemeinsam war allen Befragten 

die Erfahrung, dass Jugendliche in politischen Gremien häufig nicht als gleichrangige Ak-

teure wahrgenommen wurden. Unterschiede zeigen sich jedoch in der Gewichtung: Wäh-

rend S1 und S2 vor allem äußere Faktoren wie Pandemie und langsame Abläufe betonen, 

heben S3 und S4 strukturelle Grenzen hervor, die vor allem vor der Einführung des Rede- 

und Beratungsrechts spürbar waren. Damit bestätigen die Ergebnisse die These, dass Ju-

gendparlamente ihre Wirksamkeit dort verlieren, wo ihnen formale Rechte und institutionelle 

Rückendeckung fehlen.282 

5.4.5 Unterstützende Strukturen  

Die Interviews machen deutlich, dass die Arbeit des Jugendstadtrats nicht nur durch Hürden 

geprägt war, sondern auch von verschiedenen unterstützenden Strukturen getragen wurde, 

die maßgeblich zur Handlungsfähigkeit und Wirksamkeit des Gremiums beitrugen. 

 

280 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 2, Z. 26 ff.  
281 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 2, Z. 32–33 
282 Vgl. Nanz/Fritsche. (2012). S. 211. 
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S1 hebt hervor, dass die politische Rückendeckung durch Fraktionen und die Begleitung 

durch die Verwaltung entscheidende Faktoren waren, die die Arbeit strukturell absicherten. 

Sie betont die Begleitung durch die Geschäftsstelle als besonders wichtig, da diese eine 

verlässliche Ansprechperson darstelle und den Jugendlichen Orientierung gebe.283 Durch 

die Neubesetzung der Geschäftsstelle seit 2024 wurde ihr deutlich, dass die Qualität der 

Geschäftsstelle sehr von der personellen Besetzung abhängig ist. Damit wird deutlich, dass 

politische Partizipation Jugendlicher nicht isoliert betrachtet werden kann, sondern instituti-

onelle Infrastruktur benötigt, die Kontinuität und Verbindlichkeit schafft.284 Auch S2 hub die 

institutionelle Begleitung hervor und beschrieb, dass sie sich gut unterstützt gefühlt habe.285 

Besonders wichtig sei für sie der Förderverein gewesen.286 Auffällig hierbei ist, dass die 

Erfahrungen bezüglich der personellen Unterstützung von S1 und S2 aus dem gleichen 

Jugendstadtrat stammen. Dies verdeutlicht die unterschiedliche Wahrnehmung, je nach-

dem in welchem Bereich sich die Mitglieder engagieren. Unterstützungsstrukturen sollten 

nicht nur Rückhalt bieten, sondern auch Ermöglichungsräume schaffen, die Jugendliche 

ermutigen, größere Projekte zu realisieren. Dies bestätigen theoretische Ansätze, die beto-

nen, dass Partizipationsprojekte nur dann innovatives Potenzial entfalten können, wenn sie 

durch Ressourcen und Schutzräume flankiert werden287. Für S3 spielte neben der Ge-

schäftsstelle und der Jugendförderung insbesondere die Vernetzung mit anderen Gremien 

eine große Rolle. Diese intergenerationalen Allianzen stärkten die Durchsetzungskraft, wie 

bei der Forderungen nach Rede- und Antragsrechten.288 Damit bestätigt sich die Netzwerk-

perspektive, wonach politische Wirkung nicht nur aus der eigenen Organisation entsteht, 

sondern durch Kooperationen mit anderen Akteuren verstärkt wird.289 Auch S4 betont, dass 

die Wahrnehmung von Wirksamkeit stark von der Qualität institutioneller Unterstützung ab-

hängig war. S4 hebt hervor, dass der damalige Abteilungsleiter der Jugendförderung ein 

präsenter Ansprechpartner war und sie häufig in die Räumlichkeiten der Jugendförderung 

ging, um Dinge persönlich vorzubereiten290. Diese enge Anbindung bot Verlässlichkeit und 

Orientierung. Hier wird deutlich, dass nicht allein die Initiative der Jugendlichen ausschlag-

gebend war, sondern dass institutionelle Rahmenbedingungen maßgeblich beeinflussten, 

wie stabil und wirksam die Arbeit des Jugendstadtrats sein konnte. 

 

283 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 6, Z. 21–24. 
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Es zeigt sich, dass die Geschäftsstelle, die Jugendförderung, der Förderverein sowie par-

teiübergreifende Netzwerke zentrale Unterstützungsstrukturen des Jugendstadtrates dar-

stellen. Sie gewährleisteten organisatorische Stabilität und fachliche Orientierung und 

schafften politische Anschlussfähigkeit. Gleichzeitig wird deutlich, dass die Wirksamkeit 

dieser Strukturen stark von der Qualität und Kontinuität der personellen Unterstützung ab-

hängt. Fehlt diese aufgrund von Krankheit, Urlaub oder unzureichender Betreuung, kann 

dies die Arbeit und Motivation der Mitglieder des Jugendstadtrates erheblich beeinträchti-

gen. Um die Handlungsfähigkeit des Jugendstadtrats langfristig zu sichern und seine poli-

tische Wirksamkeit zu stärken, erscheint daher ein personeller Ausbau auf zwei feste Stel-

len sinnvoll. Ergänzend wäre eine regelmäßige Evaluation hilfreich, um ein aktuelles Mei-

nungsbild der Mitglieder über das wahrgenommene Maß an Unterstützung zu erhalten. Nur 

durch eine kontinuierliche strukturelle Unterstützung kann eine verlässliche und nachhaltige 

Arbeitsgrundlage gewährleistet werden. Auch wenn die vorhandene Wahlordnung und Sat-

zung des Jugendstadtrates von den Befragten nicht ausdrücklich genannt wurden, wird 

deutlich, dass die rechtliche Festschreibung der Rahmenbedingungen eine wichtige Stabi-

lisierungsfunktion hat. Sie trägt dazu bei, dass grundlegende Strukturen, wie beispielsweise 

die Projektgruppenarbeit, nicht leicht infrage gestellt und verändert werden können. Aus 

theoretischer Perspektive unterstreichen die Ergebnisse, dass nachhaltige Jugendbeteili-

gung auf die Kombination von institutioneller Einbettung, ressourcenorientierter Begleitung 

und kooperativen Netzwerken angewiesen ist. 

5.4.6 Emotionale Prägung  

Die Auswertung der Interviews mit S1 bis S4 zeigt, dass die Amtszeit im Jugendstadtrat für 

alle Beteiligten nicht nur ein politisches Engagement darstellte, sondern eine tiefgreifende 

emotionale und biografische Wirkung entfaltete. Damit wird sichtbar, dass Jugendparla-

mente sowohl politische Lernorte, als auch Räume identitätsstiftender Erfahrungen sind291. 

Für S1 entstand die enge Verbundenheit mit dem Gremium, die den Übergang zu einer 

neuen Lebensphase nach dem Jugendstadtrat als beängstigend erscheinen lässt292. In Be-

zug auf die erfolgreiche Umsetzung von Projekten bekam S1 ein Gefühl von Stolz und Zu-

friedenheit. Die Jugendlichen konnten aus einer zunächst kleinen Idee ein bedeutendes 

Projekt entwickeln, das sich als voller Erfolg erwies.293 Bemerkenswert ist zudem der Un-

terschied zwischen der Zeit im 12. und 13. Jugendstadtrat. Da die Online-Arbeit im 12. 

 

291 Vgl. Keupp et al. (2006). S. 112. 
292 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 7, Z. 3–5. 
293 Vgl. ebd., S. 3, Z. 22–24. 
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Jugendstadtrat zu einer gewissen Distanz führte, lernte S1 viele Mitglieder erst spät ken-

nen, wodurch sich keine enge emotionale Bindung entwickeln konnte.294 Diese emotionale 

Bindung wuchs beim 13. Jugendstadtrat bereits beim ersten Kennenlerntreffen, wodurch 

auch enge Freundschaften entstanden. Damit wird deutlich, dass emotionale Bindung stark 

durch soziale Nähe geprägt wird. Darüber hinaus waren die emotionalen Erfahrungen  di-

rekt mit der beruflichen Entwicklung verknüpft.295 Bei S2 war das Ende der Amtszeit von 

ambivalenten Gefühlen geprägt, da das Engagement einerseits gerne ausgeübt wurde, an-

dererseits jedoch mit dem Abschluss eines bedeutenden Lebensabschnitts verbunden 

war.296 Zudem hub S2 die Teamarbeit hervor. Projekte seien als gemeinsames Wirken er-

lebt worden297. Diese Erfahrungen stärkten nicht nur das Gefühl der Selbstwirksamkeit, 

sondern wirkten auch auf ihre berufliche Orientierung aus, da sie die Dynamiken des Stadt-

geschehens heute journalistisch begleitet. Damit bestätigt sich, dass emotionale Erfahrun-

gen wie Stolz und Verantwortung zentrale Marker biografischer Prägung sind, die berufliche 

Weichenstellungen mit beeinflussen.298 Für S3 wiederum war die emotionale Bindung be-

sonders stark. Sie beschreibt die sechs Jahre im Jugendstadtrat als „prägende Entschei-

dung [...] für das weitere Leben“299 und als Möglichkeit der Weiterentwicklung.300 Insgesamt 

war die emotionale Prägung von S3 von Stolz auf erreichte Erfolge, Melancholie beim Ab-

schied und Dankbarkeit für gewonnene Erfahrungen gekennzeichnet. Gleichzeitig stellte 

der Jugendstadtrat für S3 den entscheidenden Ausgangspunkt für eine berufliche und poli-

tische Laufbahn dar, die bis heute andauert und ihr Selbstverständnis nachhaltig geprägt 

hat. Damit zeigt sich, dass emotionale Intensität und institutionelle Erfahrungen eng mitei-

nander verwoben sind.  Auch S4 beschreibt die Zeit im Jugendstadtrat als „intensiv, schön 

und sehr lehrreich“301. Besonders prägend war das Erleben von Sinnhaftigkeit, das sich im 

engen Zusammenwachsen der Gruppe und in der Entstehung von Freundschaften zeigt.302 

Beim Abschied überwogen gemischte Gefühle aus Traurigkeit und Erleichterung.303 Insge-

samt zeigt sich bei S4 eine emotionale Prägung, die von Sinnstiftung, Traurigkeit beim Ab-

schied, aber auch Stolz über erzielte Ergebnisse bestimmt war. Zugleich wirkte die Amtszeit 

 

294 Vgl. ebd., S. 7, Z. 11–14. 
295 Vgl. ebd., S. 14, Z. 12–13. 
296 Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 1, Z. 20–21 / S. 4, Z. 1. 
297 Ebd., S. 3, Z. 33–37. 
298 Vgl. Hurrelmann, K./ Quenzel, G. (2016). S. 211. 
299 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 14, Z. 7–8. 
300 Vgl. ebd. S. 3, Z. 19–20. 
301 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 3, Z. 14–15. 
302 Vgl. ebd., S. 3, Z. 21–22.  
303 Vgl. ebd., S. 3, Z. 20–29. 
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stark identitäts- und berufsorientierend, da sie den Weg in die Politik und eine dauerhafte 

Verknüpfung von persönlichem und beruflichem Leben mit politischen Themen eröffnete. 

Die Mitgliedschaft im Jugendstadtrat stellte für alle Befragten eine identitätsstiftende und 

prägende Erfahrung dar, die den Übergang zwischen Schule und Ausbildung beziehungs-

weise Berufseinstieg entscheidend mitgeprägt hat. Diese Lebenshase, die der zugeordnet 

werden kann, ist durch die emotionale Ablösung von den Eltern, die Bildung einer eigenen 

Identität sowie die Orientierung in sozialen und gesellschaftlichen Rollen gekennzeichnet. 

Aus entwicklungspsychologischer Sicht beschreibt Hurrelmann (2016) die Adoleszenz als 

eine Lebensphase, in der Jugendliche lernen müssen, „die eigenen inneren Bedürfnisse 

mit den gesellschaftlichen Erwartungen in Einklang zu bringen“304. Die aktive Mitarbeit im 

Jugendstadtrat bot den Jugendlichen dabei einen konkreten Rahmen, um Selbstständigkeit 

zu erproben, Verantwortung zu übernehmen und gesellschaftliche Rollen bewusst zu ge-

stalten. Durch die Auseinandersetzung mit konkreten und wirkungsorientierten politischen 

Themen erweitern die Befragten nicht nur ihr Wissen, sondern entwickelten auch neue Per-

spektiven und Wertevorstellungen.305 Die Wahl der Ausbildung oder ihres Studiums ver-

deutlicht, dass viele einen stärkeren Fokus auf sinnstiftende und zukunftsrelevante Tätig-

keiten legten. Gefühle von Stolz und Dankbarkeit unterstreichen den identitätsbildenden 

Charakter dieser Erfahrung, während die institutionelle Einbettung zugleich nachhaltige Ori-

entierungen im beruflichen und gesellschaftlichen Handeln eröffnete.306 Insgesamt verdeut-

lichen Ergebnisse, dass politische Sozialisation in der Jugendphase nicht nur Wissen und 

Kompetenzen vermittelt, sondern, insbesondere durch die emotionale Intensität solcher Er-

fahrungen, dauerhafte biografische Weichenstellungen ermöglicht.307 

5.4.7 Weiteres Engagement 

Die Interviews zeigen, dass der Jugendstadtrat für alle Befragten in unterschiedlicher Weise 

als Ausgangspunkt für weiterführendes Engagement wirkte. Es wird deutlich, dass jugend-

liche Partizipationserfahrungen nicht auf die Amtszeit beschränkt bleiben, sondern langfris-

tig in politische Biografien und berufliche Orientierungen hineinwirken308. 

Für S1 ist klar, dass das Engagement nicht enden soll. Sie betont, dass ein abruptes Ende 

nach sechs Jahren politischer Aktivität für sie nicht vorstellbar sei und ihr Engagement 

 

304 Hurrelmann, K./ Quenzel, G. (2016). S. 23. 
305 Vgl.Thimmel, A./ Klöckner, L. (2021). S. 93 ff. 
306 Vgl. Oelkers. (2010). S. 98. 
307 Vgl. Keupp et al. (2006). / Hurrelmann/Quenzel (2016). / Oelkers (2010). 
308 Vgl. Bourdieu, A. (1983). 



Empirischer Teil: Erfahrungen ehemaliger und aktiver Mitglieder 43 

 

daher fortgeführt werden soll.309 Schon jetzt plant S1 einen künftigen Parteieintritt.310 Zu-

gleich möchte sie dem Jugendstadtrat auch nach ihrer aktiven Zeit verbunden bleiben, in-

dem sie „in allen Formen und Varianten, die es gibt, […] unterstützen“311 möchte. Diese 

Aussagen verdeutlichen, dass S1 das Engagement als logische Fortsetzung versteht und 

es als langfristigen Bestandteil ihrer politischen Biografie begreift. In der Forschung wird 

dies als „Kontinuität von Engagement“ beschrieben. Frühe Partizipationserfahrungen ver-

stärken die Wahrscheinlichkeit dauerhaften Engagements.312 Für S2 hingegen stellte der 

Jugendstadtrat zwar eine prägende politische Erfahrung dar, sie entschied sich jedoch ge-

gen ein direktes parteipolitisches Engagement. S2 betont, dass der Jugendstadtrat sie po-

litisiert habe und sie dadurch ein tieferes Verständnis für Verwaltung und Politik gewann313. 

Dieses Wissen setzt sie heute in ihrem Beruf ein und befasst sich mit kommunalpolitischen 

Themen.314 Damit bleibt das Engagement zwar nicht in Form aktiver Politik erhalten, wirkt 

aber über die berufliche Tätigkeit im politischen Feld weiter. Dies lässt sich mit dem Konzept 

des „politischen Kapitals“ nach Bourdieu (1983) beschreiben: Das im Jugendstadtrat erwor-

bene Wissen wird in anderen gesellschaftlichen Bereichen eingesetzt und entfaltet dort Wir-

kung.315 S3 beschreibt den Jugendstadtrat als klaren Ausgangspunkt für tieferes Engage-

ment. Sie engagiert sich schon während der Amtszeit in parteipolitischen Strukturen und in 

zivilgesellschaftlichen Organisationen316. Der Jugendstadtrat wirkte dabei als Sprungbrett, 

indem er Sichtbarkeit, Netzwerke und Kompetenzen bereitstellte, die S3 seitdem in vielfäl-

tigen Rollen nutzt. In der Forschung zu Partizipationsbiografien wird hierzu beschrieben, 

dass frühe Erfahrungen in Jugendgremien häufig in langfristige politische Karrieren oder 

zivilgesellschaftliche Formen des Engagements übergehen.317 Auch S4 sieht den Jugend-

stadtrat als Ausgangspunkt für ein langfristiges Engagement. S4 trat am Ende der Amtszeit 

einer Partei bei, begann ihr aktives Engagement jedoch erst nach der Jugendstadtratszeit, 

um die parteipolitische Neutralität des Gremiums zu wahren.318 Seitdem baute S4 die Par-

teiarbeit kontinuierlich aus und engagiert sich zusätzlich im Vorstand des Fördervereins 

Jugendstadtrat. Für S4 war der Jugendstadtrat nicht nur eine prägende Lebensphase, 

 

309 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 8, Z. 2–4. 
310 Vgl. ebd., S. 8, Z. 10–12. 
311 Waldmann, S. (2025). Transkript S1.S. 8, Z. 16–18 
312 Vgl. Merkel (2015). S. 157. 
313 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 5, Z. 4–20. 
314 Vgl. ebd., S. 4, Z. 32 ff. 
315 Vgl. Bourdieu, A. (1983). 
316 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 8, Z. 30. 
317 Vgl. Schäfer, A. (2017). S. 203. 
318 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 5, Z. 4–6.  
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sondern der entscheidende Einstieg in eine dauerhafte Verknüpfung von beruflicher Tätig-

keit und zivilgesellschaftlichem Engagement. 

Der Jugendstadtrat hatte für alle Befragten einen nachhaltigen Einfluss auf ihre Engage-

mentbiografien. Während S1 direkt den Weg in parteipolitische Strukturen sucht und ihre 

politische Biografie fortsetzen will, blieb S2 über berufliche Tätigkeiten und kulturelles En-

gagement politisch wirksam. S3 und S4 wiederum verbinden politisches Ehrenamt, Beruf 

und institutionelle Bindung über den Förderverein. Damit bestätigt sich theoretisch, dass 

Jugendparlamente wichtige Sozialisationsinstanzen sein können, die politische Kontinuität, 

die Herausbildung politischen Kapitals und die Verstetigung zivilgesellschaftlichen Engage-

ments befördern. 

5.4.8 Perspektive auf den Jugendstadtrat heute  

Die Interviews verdeutlichen, dass die Befragten den Jugendstadtrat heute insgesamt ge-

stärkt und etabliert wahrnehmen, zugleich aber deutliche Entwicklungsbedarfe sehen. Da-

mit wird deutlich, dass Jugendparlamente nachhaltig wirksam sind, wenn sie institutionell 

anerkannt, mit ausreichenden Ressourcen ausgestattet und in politische Entscheidungs-

prozesse eingebunden sind. 

Für S1 steht im Vordergrund, dass der Jugendstadtrat „aktiv, motiviert und engagiert“319 ist. 

Gleichzeitig betont sie den Bedarf an Professionalisierung in Bezug auf ein Rederecht im 

Stadtrat.320 Ebenso wichtig sei eine bessere personelle Ausstattung. Die Geschäftsstelle 

sollte nach S1 personell aufgestuft werden.321 Diese Aussagen verdeutlichen, dass sie 

mehr Rechte, Anerkennung und institutionelle Stärkung als Voraussetzungen sieht, um das 

Potenzial des Gremiums langfristig zu sichern. Der Zusammenhang von Anerkennung und 

Handlungsfähigkeit wird deutlich: Partizipation bleibt begrenzt, solange Rechte und Res-

sourcen fehlen.322 Auch S2 hebt institutionelle Rechte hervor, insbesondere das Rede- und 

Antragsrecht, durch das die Jugendlichen mehr Möglichkeiten der direkten Beteiligung be-

kommen haben.323 Darüber hinaus hebt S2 die Veranstaltungsvielfalt als neue Stärke her-

vor und sieht den Jugendstadtrat heute als „aktives, präsentes Gremium“324. Damit verweist 

sie auf die gewachsene Sichtbarkeit des Gremiums, die in der Forschung als zentraler 

 

319 Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 11, Z. 5–6. 
320 Vgl. ebd., S. 11, Z. 10–11. 
321 Vgl. ebd., S. 12, Z. 15–16. 
322 Vgl. Hart, R. (1992). 
323 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 6, Z. 24–27 
324 Ebd., S. 11, Z. 3–4.  
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Indikator für erfolgreiche Jugendbeteiligung gilt.325 S3 beschreibt den Jugendstadtrat als 

festen „Bestandteil der Kommunalpolitik in Solingen“326. Für S3 ist klar, dass der Weg hin 

zu mehr Professionalität nur durch eine stärkere Ausstattung gesichert werden kann. S3 

fordert „noch mehr hauptamtliches Personal“327 und argumentiert, dass ein Sitzungsgeld 

nur gerecht wäre, um die soziale Zugänglichkeit zu sichern328. Diese Position verbindet die 

Perspektive der Professionalisierung mit Fragen der sozialen Gerechtigkeit und Gleichstel-

lung, wie sie auch in der Demokratietheorie diskutiert werden.329 S4 schließlich hebt die 

gewachsene Anerkennung des Jugendstadtrats hervor: „Der Jugendstadtrat hat in den letz-

ten Jahren viel mehr Macht dazugewonnen in der Stadtgesellschaft“330. Gleichzeitig be-

nennt S4 die Bedeutung der Projektgruppen, die „Grundlage für Zusammenhalt, Freund-

schaften und nachhaltiges Engagement“331 seien. Damit betont sie, dass neben formalen 

Rechten auch partizipative Strukturen auf der Mikroebene erhalten bleiben müssen, um 

Bindung und Wirksamkeit zu gewährleisten. 

Der Jugendstadtrat wird heute als etabliert, sichtbarer und einflussreicher wahrgenommen, 

ist zugleich aber auf mehr Rechte, Anerkennung und Ressourcen angewiesen, um noch 

effektiver arbeiten zu können. Während S1 und S3 eine stärkere institutionelle Verankerung 

und Professionalisierung betonen, verweist S2 auf gewachsene Sichtbarkeit und zuneh-

mende Vielfalt an Veranstaltungen. S4 hebt die soziale Dimension der Projektgruppenarbeit 

hervor und unterstreicht deren Bedeutung für den Zusammenhalt und das Gemeinschafts-

gefühl.  

5.5 Zusammenfassung des empirischen Teils  

Die Auswertung der Interviews mit den ehemaligen und aktuellen Mitgliedern des Solinger 

Jugendstadtrats verdeutlicht die zentrale Bedeutung von Jugendparlamenten als Orte de-

mokratischer Erfahrung, Persönlichkeitsentwicklung und politischer Wirksamkeit. Die Er-

gebnisse lassen sich gut im Lichte der „Qualitätsmerkmale für starke Kinder- und Jugend-

parlamente“ des Deutschen Kinderhilfswerks (2017) einordnen, die die wesentlichen Säu-

len für erfolgreiche Jugendparlamente formulieren. 

 

325 Vgl. Röhner, C. (2020). S. 97 
326 Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 12, Z. 10–11 
327 Ebd., S. 12, Z. 13–14 
328 Vgl. ebd., S. 13, Z. 30–36 
329 Vgl. Merkel, W. (2015). S. 167 
330 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 8, Z. 13–14 
331 Ebd., S. 8, Z. 16–17 
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Als erstes Ergebnis ist die Beteiligungskultur zu nennen: Alle Interviewten betonten, dass 

ihre Motivation zur Mitwirkung durch eine Mischung aus institutionellen Impulsen wie der 

Schultour, persönlichen Überzeugungen und sozialer Unterstützung entstand. Damit bestä-

tigt sich die Relevanz niedrigschwelliger Zugänge und klarer Rekrutierungsstrukturen, wie 

sie in den Qualitätsmerkmalen eingefordert werden.332 Jugendparlamente müssen für Ju-

gendliche leicht zugänglich und offen gestaltet sein, damit politische Beteiligung nicht aus-

schließlich über klassische Parteistrukturen vermittelt wird333.  

Zweitens zeigen die Ergebnisse, dass der Jugendstadtrat in Solingen für die Befragten ein 

zentraler Ort des Empowerments war. Alle Befragten berichten von einem deutlichen Kom-

petenzzuwachs, insbesondere in den Bereichen Kommunikation, Moderation, Projektma-

nagement und politischem Wissen. Damit wird die Funktion des Jugendstadtrats als Lern-

feld für Verantwortungsübernahme und Selbstwirksamkeit deutlich. Die Erfahrungen der 

Befragten verdeutlichen, dass Jugendbeteiligung vor allem dann wirksam wird, wenn sie an 

der Idee des Empowerments ausgerichtet ist. Sturzenhecker betont, dass Beteiligung in der 

Kommune nur dann gelingt, wenn „Kinder und Jugendliche eigene Handlungsspielräume 

erproben und erweitern können“334. Damit wird sichtbar, dass Empowerment als zentrale 

Grundlage nicht nur Mut vermittelt, sondern auch reale Möglichkeiten eröffnet, Verantwor-

tung zu übernehmen.  

Ein drittes zentrales Ergebnis betrifft die strukturelle Einbindung und institutionelle Absiche-

rung. Die Interviews verdeutlichten, dass die Geschäftsstelle, die Jugendförderung, partei-

übergreifende Netzwerke und der Förderverein tragende Säulen für die Handlungsfähigkeit 

des Jugendstadtrats waren. Auffällig ist hierbei, dass die Einführung des Rede- und Bera-

tungsrechts im Jahr 2022 eine erhebliche Verbesserung darstellte. Während S3 und S4 

noch schilderten, dass Redebeiträge in Ausschüssen nicht selbstverständlich waren335, be-

richteten S1 und S2 von positiven Folgen und einer spürbaren Anerkennung durch die neue 

Regelung.336 Die strukturelle Stärkung der formalen Rechte hat nicht nur die Handlungs-

möglichkeiten, sondern auch das Gefühl gleichberechtigter politischer Teilhabe maßgeblich 

verbessert. Gleichzeitig bleibt trotz dieser Einführung der Wunsch nach weitergehender 

Professionalisierung und institutioneller Anerkennung bestehen. Genannt wurden insbe-

sondere Sitzungsgelder zur Sicherung sozialer Gerechtigkeit, feste Redezeiten im Stadtrat 

 

332 Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 9. 
333 Vgl. ebd. S. 55 ff. 
334 Sturzenhecker, B. (2010). S. 45 
335 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S3. S. 4, Z. 32. / Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 2, Z. 26-27. 
336 Vgl. Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S. 6, Z. 30-31. / Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 5, Z. 17-19. 
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sowie eine stärkere hauptamtliche Unterstützung. Ein Rederecht im Stadtrat würde die in-

stitutionelle Anerkennung und den Aufbau von Respekt gegenüber den Jugendlichen för-

dern. Ein Sitzungsgeld könnte das Engagement zusätzlich attraktiv machen und jenen Ju-

gendlichen die Teilnahme erleichtern, die neben der Schule auf Erwerbstätigkeit angewie-

sen sind. Es würde zugleich ein Zeichen der Wertschätzung und Dankbarkeit für das ge-

leistete ehrenamtliche Engagement setzen. Ein höherer Personalschlüssel in der Ge-

schäftsstelle würde ermöglichen, die Jugendlichen individueller und bedarfsgerechter auf 

politische Ausschüsse und Diskussionen vorzubereiten. Dadurch könnten mehr junge Men-

schen, unabhängig von sozialer Herkunft, Behinderung oder persönlichen Voraussetzun-

gen, gezielt angesprochen und einbezogen werden. Eine solche personelle und strukturelle 

Stärkung würde nicht nur die politische Wirksamkeit des Jugendstadtrates erhöhen, son-

dern auch einen wichtigen Beitrag zur Förderung von Diversität und Chancengleichheit leis-

ten. Diese Forderungen unterstreichen, dass Jugendparlamente langfristig nur dann wirk-

sam sein können, wenn sie nicht als symbolische Beteiligungsgremien, sondern als gleich-

wertige politische Akteure anerkannt und ausgestattet werden. Damit knüpfen die Ergeb-

nisse unmittelbar an die Qualitätsstandards des Deutschen Kinderhilfswerks an, das 

die „Strukturelle Verankerung“ als eine der zentralen Säulen starker Kinder- und Jugend-

parlamente beschreibt. Demnach verfügen starke Kinder- und Jugendparlamente über „in-

stitutionellen Gewährleistungen, die allen Beteiligten Verhaltens- und Erwartungssicherheit 

vermitteln und gleichzeitig so flexibel gehandhabt werden, dass sie den sich verändernden 

Lebensbedingungen junger Menschen gerecht werden“337. Der Solinger Jugendstadtrat hat 

mit dem Rede- und Beratungsrecht einen wichtigen Schritt in diese Richtung vollzogen, 

benötigt aber weitere Maßnahmen, um seine Wirksamkeit und Gleichstellung dauerhaft zu 

sichern.  

Ein zentrales Ergebnis der Interviews ist, dass Gelegenheiten zu Selbstwirksamkeitserfah-

rungen entscheidend für die Identitätsbildung und die langfristige Engagementbereitschaft 

der Jugendlichen sind. Dies bestätigt auch Hurrelmann und Quenzel, die hervorheben, dass 

Jugendliche Räume benötigen, in denen sie eigenständiges Handeln erproben und so Ver-

trauen in die eigene Wirksamkeit entwickeln können338. Die Befragungen zeigen deutlich, 

dass diejenigen Mitglieder, die sich aktiv in Ausschüssen und Gremien beteiligten und dort 

in Entscheidungsprozesse eingebunden waren, diese Erfahrungen als prägend empfanden 

und ihre politische Motivation langfristig beibehielten. Dabei wird zugleich sichtbar, dass die 

 

337 Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 55. 
338 Vgl. Hurrelmann/Quenzel (2016). S. 208 
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Art der Beteiligung die Qualität der Selbstwirksamkeitserfahrungen beeinflusst. So schil-

derte S2, dass er sich „eher in der Moderationsrolle“339 sah und weniger in Ausschüssen 

aktiv war. Seine Wirksamkeitserfahrung blieb damit stärker auf die Ebene von Veranstal-

tungen beschränkt, während die institutionelle Mitgestaltung im direkten Austausch mit Par-

teien fehlte. Dies verweist auf ein Spannungsfeld zwischen symbolischer und substantieller 

Beteiligung, wie es auch Hart (1992) beschreibt: Erst durch „echt Beteiligung an Projekten, 

die Lösungen für reale Probleme beinhalten, entwickeln junge Menschen Fähigkeiten zur 

kritischen Reflexion und zum Vergleich unterschiedlicher Perspektiven, die für die Selbst-

bestimmung politischer Überzeugungen unerlässlich sind.“340 Insgesamt verdeutlicht sich 

hier, dass substanzielle Beteiligung in Gremien und Ausschüssen besonders nachhaltig 

wirkt. Sie eröffnet nicht nur unmittelbare Handlungsspielräume, sondern schafft auch die 

Grundlage für langfristiges Engagement und eine politisch gefestigte Identität. 

Der empirische Teil zeigt, dass der Solinger Jugendstadtrat zentrale Prinzipien starker Ju-

gendparlamente erfüllt: Er bietet niedrigschwellige Zugänge, fördert Empowerment und 

Selbstwirksamkeit und ist institutionell eingebunden. Mit der Einführung des Rede- und Be-

ratungsrechts 2022 wurde die politische Gleichstellung deutlich gestärkt, zugleich bleibt der 

Wunsch nach weiterer Professionalisierung und Anerkennung bestehen. Die Ergebnisse 

verdeutlichen außerdem, dass Jugendparlamente nicht nur Orte der Beteiligung sind, son-

dern auch als Sozialisationsinstanzen wirken, die Kompetenzen, Selbstvertrauen und poli-

tische Identität fördern. Damit bestätigt sich die Bedeutung von Jugendparlamenten als In-

strumente politischer Bildung, die sowohl individuelle Entwicklungsprozesse als auch de-

mokratische Strukturen vor Ort bereichern. Zugleich wird deutlich, dass Jugendparlamente 

dort nachhaltig wirksam sind, wo sie sowohl institutionell eingebettet als auch sozial veran-

kert sind341. 

6 Implikationen  für die Soziale Arbeit und Handlungsempfehlungen 

Die Interviews verdeutlichen, dass die aktive Mitarbeit im Jugendstadtrat das Selbstbe-

wusstsein, die politische Haltung und das langfristige Engagement von Jugendlichen dann 

besonders stärkt, wenn bestimmte strukturelle und organisatorische Voraussetzungen er-

füllt sind. Dies entspricht den „Qualitätsmerkmalen für starke Kinder- und Jugendparla-

mente“ des Deutschen Kinderhilfswerks (2017), die betonen, dass Partizipation nur dort 

 

339 Waldmann, S. (2025). Transkript S2. S. 7, Z. 28–29 
340 Hart, R. (1992). S. 36. 
341 Vgl. Hart. (1992).  
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nachhaltig wirken kann, wo Empowerment, strukturelle Verankerung und ausreichende 

Ressourcen gegeben sind342. 

Für die politische Wirksamkeit ist entscheidend, dass Jugendliche verbindlich in Entschei-

dungsprozesse eingebunden werden. In den Interviews wurde deutlich, dass der Jugend-

stadtrat erst durch das 2022 eingeführte Rede- und Beratungsrecht als ernsthafter politi-

scher Akteur wahrgenommen wurde. Es zeigt sich, dass echte Mitentscheidungsrechte eine 

zentrale Bedingung sind, damit Jugendliche Selbstwirksamkeit erfahren und ihr politisches 

Selbstverständnis nachhaltig „in allen Politikfeldern, die junge Menschen betreffen und in-

teressieren“343 gestärkt wird. Die Attraktivität der Mitarbeit hängt stark von der Möglichkeit 

ab, Themen selbstbestimmt und projektorientiert zu bearbeiten. S4 hebt hervor, dass „die 

Struktur mit den Projektgruppen bleiben sollte, weil das immer ein guter Zusammenhalt 

war“344. Projektgruppen ermöglichen Jugendlichen nicht nur fachliche Arbeit, sondern för-

dern auch soziale Bindungen und Motivation. Ergänzt werden muss dies durch eine zeitge-

mäße Öffentlichkeitsarbeit, die über Social-Media-Formate Jugendliche dort anspricht, wo 

sie sich im Alltag bewegen345. Niedrigschwellige Zugänge, wie Schultouren oder Peer-to-

Peer-Rekrutierung, bleiben zentrale Voraussetzungen, um neue Mitglieder zu gewinnen 

und eine breite Beteiligung sicherzustellen. Damit wird sichtbar, dass Empowerment nicht 

nur auf der Ebene politischer Rechte, sondern auch durch Themenorientierung und Erreich-

barkeit umgesetzt werden muss. Die Qualifizierung und Unterstützung der Mitglieder ist 

eine weitere Voraussetzung dafür, dass die Mitarbeit zu Kompetenzzuwachs und politischer 

Identitätsbildung führt. Regelmäßige Weiterbildungen in Rhetorik, Projektmanagement und 

kommunalen Entscheidungsprozessen helfen, die Jugendlichen auf Augenhöhe mit er-

wachsenen Akteur:innen zu bringen. Auch Mentoring-Programme durch ehemalige Mitglie-

der können dazu beitragen, Erfahrungen weiterzugeben. Alle Befragten betonten zudem 

die Bedeutung der Geschäftsstelle als feste Anlaufstelle. Ohne ausreichende personelle 

Ressourcen, so S1, „können […] aktive Mitglieder nicht gut arbeiten“346. Hier zeigt sich, 

dass die Ressourcenausstattung nicht nur organisatorisch, sondern auch pädagogisch ent-

scheidend ist: Nur wenn Jugendliche gut begleitet werden, können sie die Möglichkeiten 

zur politischen Beteiligung tatsächlich nutzen347. Damit Jugendparlamente eine nachhaltige 

 

342 Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 50 ff. 
343 Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 54. 

344 Waldmann, S. (2025). Transkript S4. S. 8, Z. 16–17. 
345 Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 57. 

346 Waldmann, S. (2025). Transkript S1. S.4, Z. 13–14. 
347 Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 52. 
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Wirkung entfalten, braucht es außerdem Strukturen der Verstetigung. Die systematische 

Dokumentation laufender und abgeschlossener Projekte sowie strukturierte Übergaben 

zwischen den Wahlperioden sind unerlässlich, um Wissen zu sichern und Kontinuität her-

zustellen. Auch personelle Wechsel in der Verwaltung dürfen nicht dazu führen, dass Pro-

jekte ins Stocken geraten. Kooperationen mit Vereinen, Kulturinstitutionen oder der lokalen 

Wirtschaft können diese Verstetigung zusätzlich absichern und den Handlungsspielraum, 

„die Reichweite und Handlungsfähigkeit“348 erweitern. Zusätzlich ist die Durchführung einer 

Evaluation bei den Mitgliedern für die Weiterentwicklung empfehlenswert. Ein jährlicher 

Wirkungsbericht und anonyme Feedbackmöglichkeiten für Mitglieder könnten dazu beitra-

gen, Erfolge sichtbar zu machen und Verbesserungspotenziale zu erkennen. Damit ließe 

sich die Wirkung des Jugendstadtrats sowohl nach innen als auch nach außen belegen. 

Die Stärkung des Selbstbewusstseins, der politischen Haltung und der gesellschaftlichen 

Teilhabe von Jugendlichen durch Mitarbeit in einem Jugendparlament gelingt vor allem 

dann, wenn drei Bedingungen erfüllt sind: strukturelle Verankerung durch verbindliche 

Rechte, Empowerment durch selbstbestimmte Themen und projektorientiertes Arbeiten so-

wie ausreichende Ressourcen und Unterstützung. Damit bestätigt sich auch der Befund 

des Deutschen Kinderhilfswerks, dass „starke Kinder- und Jugendparlamente über solche 

institutionellen Gewährleistungen [verfügen], die allen Beteiligten Verhaltens- und Erwar-

tungssicherheit vermitteln“349. 

 

7 Fazit 

Die vorliegende Bachelorarbeit hatte das Ziel, am Beispiel des Solinger Jugendstadtrats zu 

untersuchen, welchen Einfluss die aktive Mitarbeit in einem Jugendparlament auf das 

Selbstbewusstsein, die politische Haltung und das langfristige Engagement junger Men-

schen ausübt. Ausgangspunkt war die Forschungsfrage: Inwieweit stärkt die aktive Mitar-

beit in einem Jugendparlament das Selbstbewusstsein, die politische Haltung und das lang-

fristige Interesse an gesellschaftlicher Teilhabe? 

Die Ergebnisse zeigen in verdichteter Form mehrere zentrale Befunde: 

Die Motivation zur Mitwirkung entstand aus einer Mischung institutioneller Impulse wie der 

Schultour und persönlicher Überzeugungen. Damit bestätigt sich, dass Jugendparlamente 

 

348 Ebd., S. 56.  
349 Deutsches Kinderhilfswerk (2021). S. 52. 
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einen niedrigschwelligen Zugang zu politischer Beteiligung bieten. 

Die Befragten berichteten von einem deutlichen Kompetenzzuwachs, insbesondere in den 

Bereichen Kommunikation, Moderation, Organisation und politischem Wissen. Hier wurde 

der Jugendstadtrat als Lernfeld für Verantwortungsübernahme und Selbstwirksamkeit er-

fahren. Auch die wahrgenommene Wirkung war für die Mitglieder prägend: Erfolge in Pro-

jekten, das Rede- und Beratungsrecht im Stadtrat sowie die Resonanz in der Öffentlichkeit 

vermittelten Erfahrungen politischer Wirksamkeit und stärkten die politische Identität. 

Gleichzeitig wurden Herausforderungen sichtbar: fehlende Anerkennung, institutionelle 

Barrieren und teilweise mangelnde Ressourcen begrenzten die Handlungsmöglichkeiten. 

Die unterstützenden Strukturen, insbesondere die Geschäftsstelle, die Jugendförderung, 

parteiübergreifende Netzwerke und der Förderverein, trugen wesentlich zur Stabilität und 

Handlungsfähigkeit bei, wenngleich der Wunsch nach stärkerer Professionalisierung deut-

lich wurde. Darüber hinaus zeigte sich die biografische und emotionale Prägung: Die Zeit 

im Jugendstadtrat war für die Befragten eine identitätsstiftende Lebensphase, die oft Ein-

fluss auf Studien- und Berufswahl nahm. Schließlich ergaben sich langfristige Engagement-

formen: Einige ehemalige Mitglieder traten Parteien bei, andere setzten die Erfahrungen in 

Berufsfeldern, Vereinen oder zivilgesellschaftlichen Bewegungen um. Besonders deutlich 

wurde, dass nachhaltiges Engagement vor allem dann entsteht, wenn echte Mitbestim-

mungserfahrungen vorlagen. 

Damit kann die Forschungsfrage wie folgt beantwortet werden: Die Mitarbeit im Jugend-

stadtrat stärkt das Selbstbewusstsein junger Menschen, insbesondere durch öffentliche 

Auftritte, Führungsrollen und die Erfahrung von Anerkennung. Sie festigt die politische Hal-

tung, indem sie Wissen über demokratische Verfahren, Auseinandersetzungen mit politi-

schen Positionen und den Umgang mit Verwaltung vermittelt. Schließlich fördert sie 

das langfristige Interesse an gesellschaftlicher Teilhabe, wobei die Qualität der Mitbestim-

mungserfahrungen entscheidend ist: Substanzielle Beteiligung – etwa die Beteiligung in 

Ausschüssen mit Rede- und Antragsrechten – wirkt nachhaltiger als symbolische Formen 

der Partizipation. Jugendparlamente sind somit keine bloßen Gremien, sondern pädago-

gisch bedeutsame Räume für Ermächtigung und politisches Lernen. 

Für die Praxis ergeben sich daraus mehrere Implikationen: Jugendparlamente erweisen 

sich als wirksame Orte politischer Bildung und sollten institutionell gestärkt werden. Not-

wendig sind verbindliche Rechte (Rede- und Antragsrecht), die Festschreibung in Satzun-

gen der Kommune, ausreichende Ressourcen (Sitzungsgelder, hauptamtliche Begleitung) 

sowie gesellschaftliche Anerkennung. Darüber hinaus sollten Jugendparlamente in die po-

litischen Strukturen, Gesetzgebungsprozesse und Haushaltsdebatten auf Landes- und 

Bundesebene systematisch eingebunden werden, um flächendeckend verbindliche 
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Rahmenbedingungen für ihren Aufbau zu schaffen. Dies würde beispielsweise dazu führen, 

dass im Kinder- und Jugendrat NRW alle Kommunen vertreten sind und die Arbeit der Ju-

gendlichen auf vergleichbaren strukturellen Grundlagen basiert. Dies ist ein Aspekt, der 

derzeit noch sehr unterschiedlich ausgestaltet ist. Zudem sollte das Studium der Sozialen 

Arbeit den Bereich der politischen Bildung stärker verankern und praxisnahe Beispiele wie 

Jugendparlamente als zentrale Formen demokratischer Jugendpartizipation gezielt einbe-

ziehen. Der Umfang, in dem diese Themen im Studium behandelt werden, variiert bislang 

ja nach Hochschule und Modulwahl erheblich, sodass hier ein stärkerer curricularer Fokus 

erforderlich erscheint. Die Soziale Arbeit sollte Jugendparlamente gezielt als Sozialisations-

räume begreifen und Jugendliche durch Empowerment-Ansätze in ihrem Engagement un-

terstützen. 

Mit Blick auf die Forschung bleibt festzuhalten, dass die langfristigen Effekte von Jugend-

parlamenten bislang nicht systematisch untersucht sind. Die Interviews deuten auf nach-

haltige Prägungen hin – etwa bei Studien- und Berufswahl oder beim späteren politischen 

Engagement –, doch fehlen Längsschnittstudien, die diese Effekte über 10–20 Jahre hin-

weg belegen. Einzelne Biografien illustrieren jedoch bereits eindrücklich das Potenzial: So 

war der 2025 zum Oberbürgermeister gewählte Daniel Flemm von 2005 bis 2007 Mitglied 

des Solinger Jugendstadtrats und ist seitdem kommunalpolitisch aktiv. Solche Verläufe ver-

deutlichen, dass Jugendparlamente nicht nur kurzfristige Beteiligungsräume darstellen, 

sondern langfristig auch politische Karrieren vorbereiten können. Darüber hinaus bleibt ein 

Vergleich zwischen Kommunen aufschlussreich: Je nach institutioneller Verankerung und 

Ressourcenausstattung unterscheiden sich Reichweite und Wirksamkeit der Jugendparla-

mente erheblich. Eine bundesweite Verpflichtung zur Einrichtung und strukturellen Absiche-

rung von Jugendparlamenten existiert bislang nicht, was die Nachhaltigkeit vieler Gremien 

einschränkt. Zukünftige Forschung sollte zudem stärker fragen, welche Jugendlichen er-

reicht werden – und welche nicht, um Exklusionsmechanismen entgegenzuwirken und Teil-

habe möglichst inklusiv zu gestalten. 

Abschließend lässt sich sagen: Der Solinger Jugendstadtrat zeigt beispielhaft, dass Ju-

gendparlamente dort nachhaltig wirken, wo sie Empowerment ermöglichen, Selbstwirksam-

keitserfahrungen eröffnen und institutionell verankert sind. Sie bereichern nicht nur die De-

mokratie vor Ort, sondern prägen auch die politische Biografie der Jugendlichen, die sich 

in ihnen engagieren. Die Ergebnisse verdeutlichen, dass Jugendparlamente einen bedeut-

samen Beitrag zur politischen Bildung leisten können, sofern entsprechende strukturelle 

und institutionelle Voraussetzungen geschaffen werden. Die Soziale Arbeit sollte künftig 

stärker als Akteurin politischer Bildung auftreten und dabei das Aufgabenfeld der fachlichen 
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Begleitung von Jugendparlamenten enger mitdenken, um Jugendliche in ihrem demokrati-

schen Engagement nachhaltig zu unterstützen. 
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